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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

wie Sie alle aus der Presse erfahren haben, ist durch das VG-Urteil die Causa Schavan, die 

diverse Repräsentanten der Philosophischen Fakultät fast zwei Jahre beschäftigt hat, 

beendet worden. Lassen Sie mich daher in diesem Abschlussbericht in einigen durchaus auch 

persönlichen Bemerkungen die Besonderheiten dieser Causa mit ihren Herausforderungen 

für Dekanat und Fakultät würdigen. Ich halte es für notwendig, dass der Senat als 

Repräsentant der Gesamtheit der Universität in einer Angelegenheit einen detaillierten 

Einblick erhält, die nun einmal auf Dauer, ob wir es wollen oder nicht, mit dem Ruf unserer 

Universität in Verbindung stehen wird. Dieser Einblick ist umso wichtiger, als zahlreiche 

Personen, die sich im Verfahren gegen uns positioniert haben und an ihrer Beurteilung des 

Falles festhalten, weiterhin an Schaltstellen des deutschen Wissenschaftssystems sitzen oder 

in dem in Wissenschaftsorganisationen üblichen Bäumchen-wechsel-dich-Spiel neue 

Positionen erhalten haben. Zur internen Beratung lege ich Ihnen, da ich einige Punkte 

überfliegen werde und einiges auch komplexer ist, diesen Bericht zum Nachlesen und 

Nachvollziehen auch schriftlich vor, mit der Bitte um vertrauliche Behandlung. Das gilt auch 

für die im Anhang bereit gestellte Dokumentation.  

Die akademische Welt kommt bisher ohne Prüfungen nicht aus. Dass ein bestimmter 

Prozentsatz von Prüflingen Leistungen vortäuscht, die er selbst nicht erbracht hat, ist kaum 

zu vermeiden. Entscheidend für die Funktionalität des Prüfungswesens ist aber, dass 

Sanktionen in der Form wirksam bleiben, dass eine durch Täuschung erlangte Prüfung im 

Resultat ungültig ist. Es gibt kein effizienteres Mittel der vielbeschworenen Qualitäts-

sicherung von Promotionen. Wie weit es dabei Verjährung geben kann, hängt von ver-

schiedenen Faktoren ab. Bei Dissertationen, in denen die Darlegung der wissenschaftlichen 

Selbständigkeit zentral ist und die zum Beweis dieser Selbständigkeit deshalb auch publiziert 

werden müssen, greift – wie auch im VG-Urteil zu unserem Fall erneut bestätigt worden ist – 

keine Verjährungsregel. Dissertationen sind ständig überprüfbar und kontrollierbar. Die Ein-

ladung zur Kontrolle gehört zum Wesen der Dissertation preußischen Typs mit ihrem Zwang 

zur Publikation. Die sogenannte und vielfach kritisierte „Denunziation“ durch Plagiatsjäger 

und die entsprechende Verwundbarkeit von Personen mit Doktortitel ist nur eine 

Konsequenz dieses Publikationszwangs. Jeder beliebige hat das Recht, sich ein Bild von 
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publizierten Dissertationen zu machen. Die Motive sind dabei völlig gleichgültig, so dass auch 

die Identifizierung anonymer Plagiatsjäger keine Bedeutung hat.  

Die einschneidende historische Neuerung, die wir in jüngster Zeit erlebt haben, besteht 

darin, dass durch das Internet und durch die neuen Formen der Schwarmintelligenz diese 

seit jeher bestehende Einladung zur gründlichen Kontrolle von Dissertationsschriften nun 

besonders intensiv genutzt wird. Dabei gehört die Frage, welche Gruppe von solchen 

Überprüfungen in besonderer Weise betroffen ist, letztlich ebenso zum Spiel des Zufalls wie 

die Frage, welche Täuschungen auffliegen und welche verborgen bleiben. Denn im 

Unterschied zur Populärmeinung erfassen die internetgestützten Untersuchungen 

keineswegs nur promovierte Politiker und Politikerinnen von der FDP und der Union. 

Durchaus beachtliche Dokumentationen gibt es etwa auch für einen Minister aus der SPD. 

Die weitaus meisten Plagiatsvorwürfe richten sich aber auch auf Internet-Plattformen wie 

VroniPlag Wiki gegen Wissenschaftler verschiedenster Disziplinen, die der Öffentlichkeit 

völlig unbekannt sein dürften. 

Die neuen Möglichkeiten der Diagnostik führen zur sicher gnadenlosen Transparenz, zur 

Aufdeckung von wissenschaftlichem Fehlverhalten bei Personen, die etwa im politischen 

Betrieb ihre Seriosität und Solidität zur Schau tragen, nicht zuletzt durch die 

Instrumentalisierung des Doktortitels. Die Antwort der Fakultäten kann nur darin bestehen, 

diese Fälle sauber aufzuarbeiten. Alle anderen Reaktionen, in denen die bürgerliche 

Ehrbarkeit höher gewichtet wird als der wissenschaftliche Diskurs, tragen in die Hochschulen 

ein wissenschaftsfremdes Element hinein und beschädigen die Promotion als Ausweis 

wissenschaftlicher Selbständigkeit. Wenn die Fakultäten nicht oder - durch vorzeitig 

ausgestellte Persilscheine - falsch reagieren, kann man auch zur früheren Promotionskultur 

zurückkehren und Doktorgrade wieder gegen Geldzahlungen oder das Ausrichten eines 

Festmahls ausstellen, wie vor der preußischen Promotionsreform vielfach üblich.  

Die  konsequente Befolgung recht einfacher Sanktionsprinzipien müsste daher eigentlich 

zumindest in akademischen Kreisen verstanden werden. Teilweise ist uns auch Verständnis 

dafür entgegengebracht worden, dass die Fakultät trotz aller persönlicher Härten für die 

Betroffene als Behörde sachlich agieren musste. Das gilt insbesondere für viele Kolleginnen 

und Kollegen aus unseren Nachbarfakultäten, denen ich im Namen unserer Fakultät 

ausdrücklich danken möchte. Deutlicher vernehmbar waren aber vorübergehend die 
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schrillen Töne: die Philosophische Fakultät der HHU habe mit Schaum vor dem Mund und in 

jakobinischer Weise danach gestrebt, aus Wichtigtuerei oder auch als Instrument politischer 

Intrigen die Integrität einer prominent gewordenen Absolventin zu beschädigen. Die 

Vulgata-Version der Darstellung des Geschehens sieht so aus, dass ein 

gerechtigkeitsfanatischer Prodekan in extremem Pedantismus das Gras hat wachsen hören, 

in unermüdlichem Spürtrieb nach kleinsten Verfehlungen gesucht und sich überheblich zu 

einer vorzeitigen Verurteilung aufgeschwungen hat und dass ferner dann die Fakultät, als 

der Tenor seiner Untersuchung bekannt wurde, nichts anderes tun konnte, als weiter zu 

exekutieren. Teilweise findet sich auch die Meinung, schon die Aufnahme von 

Untersuchungen sei nicht wirklich notwendig gewesen.  

Frau Schavan selbst hat in ständiger Verquickung ihrer persönlichen Betroffenheit und ihrer 

Rolle als Wissenschaftspolitikerin mit immer wieder neuen Äußerungen dazu beigetragen, 

falsche Vorstellungen über das, worüber verhandelt worden ist, zu erwecken. So 

bezeichnete sie den Entzug des Doktorgrades noch im November 2013 öffentlich als „zutiefst 

wissenschaftsferne Entscheidung“. Im Dezember 2013 ist sie mit der Behauptung 

hervorgetreten, es zeuge von einem irren Menschenbild, Täuschungsvorwürfen gegen eine 

dreißig Jahre alte Dissertation nachzugehen (ignoriert wird in dieser Aussage, dass die 

damalige Ministerin telephonisch um die Untersuchung gebeten hatte). Im April 2014 hat sie 

vor Schülern erklärt, ihr sei gar nicht Abschreiben vorgeworfen worden, sondern dass 

Fußnoten an falschen Stellen gesetzt wurden1. Die vollkommen eindeutige und 

unmissverständliche Bestätigung unseres Standpunkts durch das Verwaltungsgericht hat bei 

der Ex-Ministerin zu keinerlei Modifikation dieser Haltung geführt. Vielmehr wartete sie als 

schlechte Verliererin mit der Erkenntnis auf, dass Gerichte eben bedauerlicherweise immer 

zugunsten der Fakultäten entscheiden (was ja vielleicht auch daran liegen könnte, dass 

Fakultäten nur im Falle offenkundiger Plagiate und nicht aus willkürlicher Neigung 

Doktortitel entziehen und deshalb regelmäßig Recht bekommen).  Die gleiche Unfähigkeit 

zur Einsicht dominierte im Umkreis der Politikerin. So ist der Neusser Abgeordnete und enge 

Weggefährte von Frau Schavan, Bundesminister Gröhe, mit der für ein Mitglied der 

Exekutive doch eigentlich recht skandalösen, bezeichnenderweise aber völlig ungerügt 

1 Südwestpresse 10.04.2014: „‘Ich wurde nie beschuldigt, abgeschrieben zu haben. Ich solle (sic!) lediglich die 
Fußnoten an der falschen Stelle angegeben haben‘, verteidigte sich Schavan. Sie habe viele Professoren 
gefragt, die der Meinung waren, dass alles gestimmt habe: ‚Es ging um Formfehler: Dass die Anführungszeichen 
zu weit oben oder unten waren, die Fußnoten falsch gesetzt. Ein Buch hatte ich vergessen, in den Quellen 
anzugeben.‘ Dies sei aber den damaligen Verhältnissen ohne Computer geschuldet.“  
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gebliebenen Bemerkung hervorgetreten, die „Entscheidung“ zeige „die Grenzen der 

gerichtlichen Überprüfbarkeit fragwürdiger universitärer Verfahren“2. Auf Biedenkopf, 

Kauder, den Bildungsexperten Kretschmer etc. möchte ich in diesem Zusammenhang nicht 

auch noch eingehen. Von keiner dieser Personen, die in verbalen Entgleisungen der Fakultät 

extremen Dilettantismus oder auch Ärgeres vorgeworfen haben und dabei partiell auf ihre 

eigene juristische Kompetenz hingewiesen haben, ist in irgendeiner Weise eine 

Entschuldigung zu vernehmen gewesen.  

In unbeirrbarer Weise bleibt es also trotz des Urteils des Verwaltungsgerichts gerade bei 

einer Partei, die an sich die Wahrung der Rechtsordnung auf ihre Fahnen geschrieben hat, 

aber durchaus auch bei Vertretern anderer Parteien, von denen ich Herrn Zöllner besonders 

würdigen möchte, beim Bild, dass eine haarspalterische und offenbar außer-

wissenschaftlichen Motiven gehorchende Fakultät nach dreißig Jahren durch die 

beckmesserische Behandlung von Fußnoten nach Vorwänden gesucht hat, um die Be-

troffene schädigen zu können. Suggeriert wird ferner, dass im Grunde jeder Arbeit der da-

maligen Zeit mit ihren angeblich noch nicht so formalisierten Zitierregeln am Zeug geflickt 

werden könnte. Der bisweilen gänzlich andere, oft auch verfahrensfehlerhafte Umgang mit 

Politikerpromotionen an einigen Universitäten mag zu diesem Eindruck beigetragen haben, 

die Entscheidung zum Entzug bei verharmlosend als Zitierfehler umschriebenen Phäno-

menen sei der reinen Willkür unterworfen. Demgegenüber kann hier zumindest vor diesem 

Auditorium von mir beruhigend versichert werden, dass wegen Quisquilien niemandem der 

Doktortitel entzogen wird, wohl aber wegen manifester Plagiate. Dass Plagiate eine schwere 

Störung des wissenschaftlichen Diskurses darstellen und in der Regel Täuschung indizieren, 

war, bevor der Fall der Ministerin die Gemüter erhitzte, eigentlich ziemlich unbestritten, 

ebenso wie die Definition des Plagiats als nicht gekennzeichnete Übernahme von fremdem 

geistigem Eigentum. In diesem Zusammenhang ist etwa an eine Resolution des Allgemeinen 

Fakultätentags zu erinnern, der auch der Erziehungswissenschaftliche Fakultätentag zuge-

stimmt hat3:  

 

2 RP vom 21. März 2014. 
3 Gute wissenschaftliche Praxis. Eine Resolution des DHV und der Fakultätentage, in: Forschung und Lehre 8, 
2012, 634-636, hier 636. 
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„Das Plagiat, also die wörtliche und gedankliche Übernahme fremden geistigen 

Eigentums ohne entsprechende Kenntlichmachung, stellt einen Verstoß gegen die 

Regeln korrekten wissenschaftlichen Arbeitens dar. (…) Plagiate und 

Datenmanipulationen sind im Regelfall prüfungsrelevante Täuschungsversuche.“ 

Der Nachweis gedanklicher Übernahmen mag dabei noch einigermaßen Subtilitäten 

erfordern. Die unmittelbare Übernahme von Textpassagen ist dagegen, wenngleich ihre Auf-

deckung im Fall verschleiernder Manipulation erheblichen Aufwand bedeuten kann, ein 

letztlich recht einfach erfassbares Phänomen. Um ein solches Textplagiat zu erkennen, 

müssen zwei simple Regeln miteinander kombiniert werden, nämlich auf der einen Seite der 

Satz von der Identität (A gleich A), auf der anderen Seite die Regeln der deutschen 

Anführungszeichen. Dass die Feststellung von Textplagiaten auf diese Weise einen relativ 

formalistischen Charakter gewinnt, liegt nicht an der Geistlosigkeit des Untersuchenden, 

sondern daran, dass es sich hier um in ihrer Kleinteiligkeit nachzuvollziehende und im 

Übrigen aus dem Alltagsleben des Prüfers völlig bekannte Erscheinungen handelt. Zur 

Illustrierung des Untersuchungsgegenstands und der Untersuchungsmethodik mögen die S. 

34 bis 39 des Prüfberichts des Prodekans genügen, die zur internen Beratung dem Gremium 

hier vorgelegt werden dürfen4.  

Liest man auf S. 34 f. die Seite unbefangen, so hat man den Eindruck, dass die 

Promovendin in gelehrter Weise verschiedene Aspekte der Theorie Freuds erläutert. Der 

Eindruck des selbständigen Diskurses wird dadurch verstärkt, dass ein langes Sigmund-

Freud-Zitat eingefügt ist, das gewissermaßen als Beleg und Vertiefung des zuvor mit eigenen 

Worten Gesagten dient. Zusätzlich sieht man die damalige Doktorandin darum bemüht, in 

einer erläuternden Fußnote weitere Gedanken zu Freud zu äußern. Eine Gegenüberstellung 

mit der nirgends – auch nicht im Literaturverzeichnis – genannten Quelle Stadter führt zu 

einer gewissen Desillusionierung.  Die gesamte Umgebung des Freudzitats stammt aus der 

Quelle, auch die kluge Fußnote ist aus dem Fließtext der abgeschriebenen Vorlage als 

angeblich eigene Erläuterung der angeblich eigenen Freud-Lesart hineingenommen worden. 

Arglose Zitierfehler sehen wohlbemerkt anders aus. Das Muster eines manipulativen 

Vorgehens findet man in verschiedenen Passagen der Arbeit. Kurz hinter der inkriminierten 

Passage, noch in unserer Dokumentation, finden Sie eine zweite Häufung von Beispielen 

4 Anlage 1 
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wissenschaftlichen Fehlverhaltens, ein Defizienz-Cluster, in dem zahlreiche Äußerungen von 

nicht zitierter Sekundärliteratur zu einem scheinbar selbständig formulierten Text 

zusammengefügt sind. Einen einzigen Fall eines solchen  Vorgehens könnte man beim 

Anlegen großzügigster Maßstäbe noch als Versehen oder als Bagatelle durchgehen lassen. 

Entscheidend ist die Wiederholung, die den Verdacht nach menschlichem Ermessen zur 

Gewissheit macht. Genau hierauf bezog sich die vielzitierte abschließende und die 

Beschreibung dieser Phänomene zusammenfassende Bemerkung des Prodekans von der 

„leitenden Täuschungsabsicht“, die nicht nur in spezifischen Merkmalen bestimmter 

Befundstellen, sondern auch in der Wiederholung ähnlicher manipulativer Muster deutlich 

wird.  

Die konstatierte Übernahme fremder nicht oder unzureichend („Bauernopfer“) 

gekennzeichneter Texte lässt keineswegs große Interpretationsspielräume zu, was die 

vermeintliche Unbedenklichkeit dieser Praxis betrifft. Wer Augen hat zu lesen, wer die 

Funktion deutscher Anführungszeichen kennt und nicht bestreitet, dass ohne göttliche 

Einwirkung gleich formulierte und dabei oft komplex strukturierte Sätze mit sehr 

spezifischen Wendungen nicht unabhängig voneinander geschrieben werden können, der 

muss notwendigerweise zum Schluss kommen, dass ein Plagiat vorliegt. Wer das nicht so 

sieht, muss auch bei der Beurteilung von Seminararbeiten  in Zukunft jede 

ungekennzeichnete Textübernahme durchwinken. Das Verwaltungsgericht hat im übrigen 

alle Parallelstellen unabhängig von uns überprüft und ist nicht nur insgesamt, sondern für 

jede einzelne Befundstelle zum gleichen Ergebnis gekommen5.  

Dass Betroffene selbst in der Regel völlig uneinsichtig sind und – vielleicht auch durch 

Autosuggestion nach länger verstrichener Zeit  - sich allenfalls als schlampig, nicht aber als 

arglistig täuschend sehen wollen, ist menschlich verständlich. In unserem besonderen Fall 

blieb allerdings die Betroffene in dieser fehlenden Einsicht nicht allein. Nach der langen 

Wirksamkeit im Cusanuswerk und nach achtzehn Jahren des Ministeramts und in 

Ausnutzung ihrer zahlreichen Verbindungen fand sie namhafte Unterstützung nicht nur bei 

Politikern, sondern auch bei Wissenschaftlern bzw. Wissenschaftsfunktionären, die die 

5 „Die Kammer hat im Rahmen eines von ihr selbst vorgenommenen Textabgleichs die von Prof. Dr. Rohrbacher 
behaupteten Textgleichheiten oder Textähnlichkeiten, die sich in allen drei Teilen der Dissertation, im 
Schwerpunkt allerdings im zweiten Teil der Arbeit („Theorien über das Gewissen“), finden, überprüft. Danach 
sind die in dem Bericht von Prof. Dr. Rohrbacher aufgeführten Befunde (..) in ihrer Richtigkeit nicht in Zweifel 
zu ziehen“.  
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Schuld für das so unpassende und auch für uns bedauerliche Ergebnis nicht in der 

Jugendsünde der Betroffenen, sondern bei der irgendwie unmöglich agierenden Fakultät 

suchten. So entstand, von Presseorganen wie der RP und dem Kölner Stadtanzeiger dann 

immer wieder aufgewärmt, der Eindruck, es gehe um einen Konflikt innerhalb der 

Wissenschaft, obwohl das eigentlich nur in dem Sinne richtig sein kann, in dem es einen 

Konflikt zwischen Astrologen und Astronomen, zwischen Kreationisten und Vertretern der 

Evolutionstheorie gibt.  

Für die Vertreter großer Wissenschaftsorganisationen hätte es angesichts einer recht 

evidenten und zumindest für Geisteswissenschaftler erkennbaren Sachlage eigentlich nur 

zwei mit der Wissenschaftlichkeit vereinbare Möglichkeiten gegeben. Man hätte angesichts 

der Tatsache, dass nur die Plagiatsdokumentation schavanplag, nicht aber die Aktenlage 

bekannt war, gegenüber der Universität Düsseldorf so viel Fairness aufbringen können, dass 

man sich zum schwebenden Verfahren nicht äußert. Grundsätzlich hätte ohnehin der 

Respekt gegenüber der Autonomie der Fakultät überwiegen müssen, und vielleicht sogar 

auch Vertrauen darauf gesetzt werden dürfen, dass selbst an einer Universität, die nicht zu 

den U15 oder den T 9 gehört, Personen mit wissenschaftlichem Sachverstand arbeiten.  

Diese Fairness wäre selbst für die Beurteilung der angeblichen Verfehlung 

angemessen gewesen, für die Fakultät und Universität besonders heftig attackiert worden 

sind, die Tatsache, dass Ergebnisse des Vorverfahrens publik wurden. Wie das Gericht erneut 

bestätigt hat, ändert die bedauerliche Indiskretion nichts an der Rechtsförmigkeit des 

Verfahrens. Zur vom Gesetzgeber gewollten Gruppenuniversität gehört, dass ein 

Kollektivorgan wie der Promotionsausschuss in die Lage versetzt werden muss, sich frei und 

ohne geheimdienstliche Absicherung zu beraten. Wir hatten daher den Mitgliedern des 

Promotionsausschusses den Untersuchungsbericht in verschlossenem Umschlag zur 

Verfügung gestellt, wobei der Prodekan genau die Zustellwege kontrolliert hat. Dass jemand 

diese Situation zum Vertrauensbruch genutzt hat und damit straffällig geworden ist, ist nicht 

zuletzt für uns durchaus katastrophal gewesen, macht aber – wie wiederholt festgestellt 

wurde- das Verfahren nicht ungültig. Zu unterstellen, dass die Fakultät selbst das Gutachten 

gestreut hat, ist bei einigermaßen objektiver Betrachtung ziemlich absurd, ja bösartig.6 Im 

übrigen ist die Fakultät auch nicht für die Extremsituation verantwortlich zu machen, dass 

6 Vgl. auch die vom Prodekan am 18. Oktober 2012 vor dem Promotionsausschuss abgegebene Erklärung sowie 
seine Auskünfte zu Fragen der Staatsanwaltschaft vom 25. Oktober 2012 (Anlage 2 und 3). 
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der Spiegel und andere Presseorgane, die sich sonst kaum für universitäre 

Gremiendiskussionen interessiert zeigen, teils physisch, teils in anderer Form omnipräsent 

waren. So wissenschaftlich faszinierend die Fakultät auch sein mag, machen wir uns nichts 

vor: Die Presse interessierte sich nur deshalb so intensiv für uns, weil die Ministerin dem 

Prüfverfahren die entscheidende Rolle im persönlichen politischen Überlebenskampf 

zugedacht hatte.  

Neben dem Schweigen zum akademischen Prüfverfahren wäre die andere 

wissenschaftsethisch vertretbare Reaktion der Wissenschaftsfunktionäre allenfalls noch 

diejenige gewesen, gegenüber dem persönlichen Verschonungsinteresse der Ministerin auf 

die allgemein gültigen Prinzipien des Promotionswesens und auf die unumstrittenen 

Konsequenzen von evidenten Textplagiaten hinzuweisen, in ähnlicher Form in der dies im 

Falle Koch-Mehrin geschehen ist7. Auch wenn sich die Fakultät eine solche explizite 

Stellungnahme für die Wissenschaft und gegen eine individuelle Person durchaus hätte 

wünschen können, muss ich konzedieren, dass sie, wäre sie in solcher Schärfe wie  seinerzeit 

gegenüber der als bedeutungslos empfundenen Politikerin Koch-Mehrin formuliert worden, 

als ad personam-Erklärung durchaus ihre problematischen Seiten gehabt hätte. Aber eine 

mit den Äußerungen des Philosophischen Fakultätentags oder des Hochschulverbands 

übereinstimmende Verdeutlichung, dass die Fakultät völlig im Rahmen des Üblichen agiert 

und agieren muss, wäre durchaus zielführend gewesen.  

Angesichts der oben beschriebenen Verbindungen und Vernetzungen zwar gut begreiflich, 

aber in der Substanz doch eigentlich recht ungeheuerlich ist aber dann der tatsächlich 

eingetretene Fall, dass offen Partei für die Ministerin gegen eine Fakultät genommen wurde, 

die allgemein anerkannten Prinzipien des Promotions- und Verwaltungsrechts folgte. Die 

Geschichte der massiven Interventionen beginnt schon im Mai 2012. Bereits am 9. Mai taten 

ein ehemaliger DFG-Vorsitzender und ein ehemaliger Universitätspräsident die Vorwürfe ab 

und kreierten dabei das wissenschaftsgeschichtlich bisher noch nicht bekannte Phänomen 

des Eisbergzitats. Wenig später publizierten die im Berliner Milieu bestens vernetzten 

Bildungsforscher Benner und Tenorth in der FAZ ein Gutachten, um das sie jedenfalls nicht 

von unserer Fakultät gebeten worden waren, mit dem sie jedoch ganz unmissverständlich 

der Fakultät die Argumentation für die erwünschte Lossprechung der Ministerin vorgeben 

7 Anlage 4. 
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wollten8 . Im weiteren Verlauf ist die Fakultät übrigens immer wieder massiv mit der 

Forderung bedrängt worden, sie solle diesen Zeitungsartikel als Gutachten annehmen, 

offenbar in der Erwartung, dass sie sich damit auch dessen Tenor und Ergebnis zueigen 

machen würde. Im Juni 2012 folgte die Erklärung einiger vorwiegend ehemaliger Granden 

der Wissenschaft, wonach es sich bei der Verfolgung immer neuer Plagiatsvorwürfe um ein 

unwürdiges Spektakel handele, das ein Klima des Verdachts und der Bedrohung schaffe. 

Unzweifelhaft zielte diese mit einiger Gravität vorgebrachte Erklärung konkret auf die 

Diskreditierung von außen an die Universität herangetragener und auf „digitalen 

Textvergleichen“ basierender Plagiatsvorwürfe, wie sie im Fall Schavan vorlagen. Ich will hier 

besonders auf den befremdlichen Einsatz des damaligen Mitglieds des Hochschulrats Ernst-

Theodor Rietschel hinweisen, der entweder sofort seine Mitgliedschaft im Hochschulrat mit 

den entsprechenden Einwirkungsmöglichkeiten hätte niederlegen oder aber auf eine 

Positionierung hätte verzichten müssen. Im Übrigen sind sämtliche Unterzeichner dieser 

Erklärung im weiteren Verlauf als engagierte Mitstreiter der damaligen Ministerin 

aufgetreten, ob durch öffentliche Erklärungen oder den Versuch der unmittelbaren 

Einwirkung auf das Verfahren der Fakultät oder aber – in einem Fall, in dem das hohe Alter 

das direkte Eingreifen verbot - zumindest mit einem nachträglich kommentierenden Brief, 

der der Fakultät „menschlichen Anstand“ abspricht9.  

Aktive Präsidenten von Wissenschaftsorganisationen und Hochschulen waren dann – auch 

hier ohne Kenntnis der Aktenlage und in flagranter Verletzung des Autonomieprinzips – an 

vorderster Front, als es im Oktober nach  Bekanntwerden von Teilen des Rohrbacher-

Gutachtens darum ging, Universität und Fakultät zu kritisieren. Hier standen nun neben dem 

Skandalon der Weitergabe von Inhalten aus dem Rohrbacher-Bericht behauptete 

Verfahrensfehler im Vordergrund, denen gerne – etwa durch den Präsidenten der 

Humboldt-Stiftung, Schwarz – ein ebenso frei erfundener und für vorbildlich erklärter Ablauf 

8 Die Argumente sind dann teilweise in „Plagiatsgutachten Schavan: Eine gravierende Fehleinschätzung“ (DIE 
ZEIT, 18.10.2012: Anlage 5) mit zusätzlichen Spitzen gegen S. Rohrbacher wiederholt worden. Von dieser 
Argumentation ist dann im VG-Verfahren selbstverständlich anwaltlicher Gebrauch gemacht worden, ohne zu 
überzeugen. Im Kern laufen die Argumente darauf hinaus, die Erziehungswissenschaft der damaligen Zeit als 
besonders plagiatsaffin darzustellen, was dann mildernd bei der Beurteilung von Dissertationen berücksichtigt 
werden soll. In einer der Fakultät vorab zugeschickten Version („Causa finita“, 15.10.2012, Anlage 6) des ZEIT-
Artikels fungieren noch Benner, Tenorth und Fend als Verfasser, in der publizierten Version nur noch Tenorth 
und Fend. Neben dem Co-Autor Benner fehlt in der veröffentlichten Version auch das  Eingeständnis, dass man 
den „vergeblichen Versuch“, die  im Rohrbacher-Gutachten „detailliert ausgebreiteten Befunde seiner 
textvergleichenden Arbeit zu bestreiten“, gar nicht erst unternehmen wolle.    
9 Anlage 7. 
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des Verfahrens im Fall zu Guttenberg an der Universität Bayreuth gegenübergestellt wurde. 

Der Präsident der Max-Planck-Gesellschaft, Gruss, verstieg sich im Oktober 2012 sogar zu 

der öffentlich und namens der MPG gegebenen Erklärung, das bisherige Verfahren unserer 

Fakultät sei „der deutschen Wissenschaft nicht würdig.“ 

Rektor Piper gebührt der Dank der Fakultät für seine gerade in dieser Phase öffentlich zum 

Ausdruck gebrachten Stellungnahmen gegen diese ungehörigen Interventionen. Es ist 

enttäuschend festzustellen, dass eine Unterstützung durch Rektorkollegen hier völlig 

ausgeblieben ist, dass vielmehr zumindest stillschweigend die Meinung toleriert wurde, ein 

Rektor, der ein politisch brisantes Verfahren nicht der zuständigen Fakultät durch 

Tricksereien entreiße -  etwa durch die Einholung entsprechend hilfreicher Stellungnahmen 

auswärtiger Peers oder durch die Übergabe an nicht zuständige Kommissionen wie jene für 

die gute wissenschaftliche Praxis – habe versagt.  

Höhepunkt der sachfremden Intervention gegen die Wissenschaftsfreiheit und die 

Fakultätsautonomie war dann die Erklärung der Allianz der Wissenschaftsorganisationen10. 

In ihrer Erklärung vom 18. Januar 2013 hat sie öffentlich die Integrität unseres Verfahrens in 

Zweifel gezogen, indem sie eine vermeintliche Kluft zwischen dem nur formal-juristisch 

korrekten Fakultätsverfahren und allgemeinen Prinzipien wissenschaftlicher Fairness und 

des Wissenschaftsethos konstatiert hat, deren Inhalte und Anwendbarkeit auf 

Doktorentziehungsverfahren frisch und aktuell erfunden wurden. Von der Sache her waren 

die Behauptungen darüber hinaus unsinnig. Suggeriert wurde etwa, dass die gleichen 

Personen, die die Untersuchung durchgeführt haben, dann auch Entscheider gewesen seien, 

was für das fakultäre Verfahren überhaupt nicht zutrifft. Dekan und Prodekan, die in 

verschiedenen Rollen an der Voruntersuchung beteiligt waren, haben im Fakultätsrat kein 

Stimmrecht. Vielmehr kann der Fakultätsrat selbstverständlich auch Vorlagen ablehnen, 

zurückgeben, durch eigene weitere Untersuchungen ergänzen etc. etc. Die Behauptung, das 

Mehraugenprinzip sei nicht eingehalten worden, ist bei einer Entscheidung von 

Kollegialorganen ebenso blühender Unsinn.  Die Anmahnung der Prinzipien guter 

wissenschaftlicher Praxis sollte aber nicht nur ein schlechtes Licht auf das Verfahren werfen, 

sie hatte operativ den Zweck, die Fakultät vor ihrer Entscheidung zu verunsichern und zu 

veranlassen, einen „zweiten Gutachter“ einzusetzen.  

10 Anlage 8. 
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Die Ministerin selbst hatte bereits in einem am 15. Oktober 2012 per email aus dem 

Ministerium zugestellten Schreiben nicht nur die Forderung nach der Einbeziehung externer 

Fachgutachter gestellt, die neben ihrer Dissertation auch den Rohrbacher-Bericht 

begutachten sollten, sondern sich auch anerboten, der Fakultät solche externen 

Fachgutachter gleich selbst zu benennen. (Dieses Verständnis der Rollenverteilung in ihrem 

Fall zeigt sich auch in dem Verlangen, mit dem Dekan noch „im Laufe dieses Tages über das 

weitere Vorgehen der Fakultät“ zu sprechen). Der im Zentrum aller Interventionen 

stehenden Forderung nach dem zweiten Gutachter, der sich intern auch mit teilweise sehr 

drängenden Schreiben oder mündlichen Vorstellungen ein Ehrensenator, Mitglieder des 

Hochschulrates und weitere Mitglieder unserer Universität anschlossen, habe ich als der die 

Untersuchung leitende Dekan nicht entsprochen. Dafür gab es angesichts der sorgfältigen 

Zusammenstellung des Sachstandsberichts, dessen Zustandekommen ich über die Monate 

selbst verfolgt und immer wieder inhaltlich geprüft habe, schlicht keine Veranlassung, zumal 

ein Rechtsgutachten über den ordnungsgemäßen Verlauf ebenso vorlag wie abweichende, 

von der Betroffenen selbst eingeholte Beurteilungen. Die Fakultät hätte aber sowohl in der 

Sitzung vom 22. Januar als auch in der vom 5. Februar selbstverständlich sich entschließen 

können, Gutachten einzufordern und hat über diesen Punkt auch abgestimmt.11 

Die dann auch von der Fakultät bei ganz klarem Bewusstsein getroffene Entscheidung, 

keinen „zweiten Gutachter“ zu bestellen, ist immer Kernbestand der Kritik am vermeintlich 

nicht ausreichend objektiven Verfahren gewesen. Selbst Personen, die sich gegenüber der 

Fakultät als wohlmeinend darstellen, sind der Ansicht, hier hätte zumindest dekorativ ein 

Bemühen um Objektivität dokumentiert werden können. Andere Motive sind weniger lauter, 

etwa die von einem Intervenierenden ganz unbefangen geäußerte Ansicht, man hätte doch 

auf diese Weise die Entscheidung bis zur Bundestagswahl aufschieben können.  

11 Zur Auffassung, dass prinzipiell auf der Grundlage von externen Gutachten zu entscheiden sei, verweist der 
seinerzeitige Prodekan in einem Schreiben vom 5.7.2014 nochmals auf den „Unterschied zwischen einem 
Gutachterverfahren, bei dem also die Einbeziehung (auswärtiger) Gutachter systematisch und unabhängig von 
den Besonderheiten des Einzelfalles vorgesehen ist, und einer Kollegialprüfung seitens der Behörde 
(entsprechend dem Amtsermittlungsgrundsatz des Verwaltungsverfahrensgesetzes), bei der die Beratung und 
Entscheidungsfindung im Gremium notwendigerweise durch einen Berichterstatter vorbereitet werden muss. 
Dabei mündet dieser Bericht zwar sinnvollerweise, ähnlich dem Gutachten, in ein Votum, er bereitet aber 
zugleich das gesamte für die Entscheidungsfindung potentiell relevante Material auf solche Weise auf, dass die 
übrigen Mitglieder des Gremiums in ihrem eigenständigen Nachvollzug der Befundung, in der Meinungsbildung 
zur Einschätzung und Bewertung und schließlich im Zusammenwirken in der Entscheidungsfindung in keiner 
Weise eingeschränkt sind. Selbstverständlich kann auch im Rahmen einer solchen Kollegialprüfung dann 
externe Expertise angefordert werden, wenn eine Sachverhaltsermittlung durch die Behörde selbst etwa 
aufgrund mangelnder Kompetenz nicht möglich ist. Eine generelle Delegation der Verantwortung für die 
Ermittlung des Sachverhalts findet aber nicht statt.“ 
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Auch der Außenwelt ist angesichts stets ähnlicher Formulierungen und Forderungen, die in 

der Zeit zwischen Oktober 2012 und Februar 2013 nicht zuletzt auch durch die entsprechend 

instrumentalisierte Presse verbreitet wurden, kaum verborgen geblieben, dass es hier um 

eine partiell orchestrierte Kampagne gegen die Philosophische Fakultät ging. Hierzu noch 

einige Bemerkungen aus meiner Binnenperspektive:  

Der Erklärung der Allianz der Wissenschaftsorganisationen gingen gegenüber Fakultät und 

Universitätsleitung Interventionen im Verborgenen voraus, wie etwa diejenige des Chefs der 

Hochschulrektorenkonferenz Horst Hippler, der eine höchstens dem Präsidium der HRK 

bekannte Erklärung der HRK vorbrachte, die dann niemals das Licht der Welt erblickt hat, 

sondern in modifizierter Form dann in die Erklärung der Allianz der 

Wissenschaftsorganisationen einging. Hippler forderte allerdings in noch deutlicherer Form 

als später die Allianz dazu auf, die politischen Dimensionen zu würdigen und den 

Gleichheitsgrundsatz zu verletzen12. Nebenbei bemerkt war der Vorsitzende der Allianz zu 

diesem Zeitpunkt gleichfalls Hippler, so dass hier kurze Dienstwege bestanden.  

Der Kampagnencharakter erschließt sich weiter dann, wenn man nach der Identität der 

Professoren fragt, die der Exministerin stets versichert haben sollen, in ihrer Dissertation 

gebe es keine Plagiate. Es wäre hilfreich gewesen, wenn diese zahlreichen Professoren, die 

der Ministerin ihre gänzlich von Düsseldorf abweichende Beurteilung des Sachverhalts 

mitteilten, namentlich bekannt geworden wären. Noch besser wäre es gewesen, wenn sie im 

vollen Bewußtsein der Unbedenklichkeit damaliger Zitierpraktiken am Beispiel ihrer eigenen 

Dissertationen dargelegt hätten, wie vor Jahrzehnten die Übernahme umfangreicher 

Textblöcke ohne Zitatnachweis gang und gebe war. Ich vermute allerdings, dass die Zahl der 

Wissenschaftspolitiker vielleicht groß, die der echten Wissenschaftler aber wohl sehr 

überschaubar war. Manchmal scheint es sogar, als sei diese Vielzahl dem 

Multiplikationstalent einiger Akteure zu verdanken, was den Kampagnencharakter belegt. So 

war der Seerechtler Wolfrum einerseits Unterzeichner der Grundsatzpapiers, andererseits 

„Rechtsexperte“, der durch ein als „Gegengutachten“ verfasstes Papier das Gutachten von 

Herrn Gärditz entkräftete, indem die bereits von der Allianz der 

Wissenschaftsorganisationen entdeckten Prinzipien teilweise wörtlich wiederholt wurden13. 

L. Honnefelder, ein Bonner Philosoph und ehemaliger Leiter des Cusanuswerks, als solcher 

12 Anlage 9. 
13 Anlage 10. 
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übrigens seinerzeit zunächst Dienstvorgesetzter und sodann Amtsvorgänger der späteren 

Ministerin, verfasste nicht nur zahlreiche Gutachten, sondern verwendete diese auch in 

immer neuen Konstellationen. So ist uns kürzlich bei der Untersuchung der Fakultäts- und 

Prozessakten aufgefallen, dass nach der expliziten Aussage von Frau Schavan die 

Äußerungen von Honnefelder, die in der Öffentlichkeit als Gegengutachten zu Rohrbacher 

verkauft wurden, in einer früheren Version bereits im Juni 2012 den Mitunterzeichnern des 

Grundsatzpapiers „Unwürdiges Spektakel“ vorgelegen hatten. Der Fall zeigt sehr eindeutig, 

wie intensiv die Absprachen für die gleichwohl dilettantische Rettungskampagne gewesen 

sein müssen. Möglicherweise wurden diese Kampagnen, in denen dann auch große 

wissenschaftliche Grundsatzdiskussionen mit dem Ziel geführt wurden, das Geschehen in 

Düsseldorf zu beeinflussen, mit dem Wissen der Ministerin betrieben. Unmittelbar nach der 

Erklärung der Allianz der Wissenschaftsorganisationen äußerte sich die Ministerin in 

wissenschaftsphilosophischer und "wissensgerechter"14 Perspektive beispielsweise 

grundsätzlich zur Relativität des Plagiats: "Ab wann spricht man in der Wissenschaft von 

einem Plagiat? Und das halte ich für eine ganz wichtige Frage, gerade weil ich 

Wissenschaftsministerin bin. So schmerzhaft diese Geschichte jetzt für mich ist: Wenn 

daraus ein gemeinsames Verständnis und ein Kodex zum wissensgerechten Umgang mit 

Plagiatsvorwürfen entstünde, dann wäre das ein gutes Ergebnis. Darauf hat ja auch die 

Hochschulrektorenkonferenz schon hingewiesen."15 Welchen Hinweis die 

Hochschulrektorenkonferenz zu diesem Zeitpunkt gegeben haben soll, ist mir unklar. 

Vielleicht wurde Hochschulrektorenkonferenz und Allianz der Wissenschaftsorganisationen 

zusammengeworfen, weil der Präsident der Allianz sein Papier zunächst auf dem Briefkopf 

der HRK geschrieben hatte. So oder so ist jedenfalls ersichtlich, dass 

Hochschulrektorenkonferenz und Ministerin in erstaunlicher Übereinstimmung ihr 

plötzliches grundlegendes gemeinsames Interesse an  der Ergründung des Wesens der 

Plagiate entdeckt hatten. Auch ein anderer Umstand ist interessant: Wolfgang Marquardt, 

der Vorsitzende des Wissenschaftsrats, bestritt - zumindest wenn man der Frankfurter 

Allgemeinen vom 23. Januar 2013 folgt - , „dass dessen Kritik an der Uni Düsseldorf wegen 

der Prüfung der Dissertation von Annette Schavan vom Bildungsministerium initiiert 

14 Nicht im Duden. „Wissensgerecht“ ist vermutlich der Gegensatz zu „ungerecht“ (sprich Düsseldorf).  
15 <http://www.swp.de/ulm/nachrichten/suedwestumschau/Annette-Schavan-fordert-einen-allgemein-
gueltigen-Kodex-zum-Umgang-mit-Plagiatsvorwuerfen;art1158742,1818535>] 

14

http://www.swp.de/ulm/nachrichten/suedwestumschau/Annette-Schavan-fordert-einen-allgemein-gueltigen-Kodex-zum-Umgang-mit-Plagiatsvorwuerfen;art1158742,1818535
http://www.swp.de/ulm/nachrichten/suedwestumschau/Annette-Schavan-fordert-einen-allgemein-gueltigen-Kodex-zum-Umgang-mit-Plagiatsvorwuerfen;art1158742,1818535


gewesen sei“. Eigentlich hatte niemand diesen Vorwurf formuliert, vielmehr wurde die 

Devotheit der Wissenschaftsorganisationen gegenüber der Geldgeberin kritisiert.   

Beachtung verdient auch die Korrespondenz mit dem Präsidenten der Max-Planck-

Gesellschaft, der unmittelbar vor der Entscheidung über die Eröffnung des 

Entzugsverfahrens auf die Mitglieder des Fakultätsrats einwirken wollte. Dabei wusste er 

mitzuteilen, dass „nicht die wissenschaftliche Aussage der vorgelegten Dissertation, sondern 

der berichtende Teil von den Plagiatsvorwürfen betroffen ist“. Eine besondere Pointe mag 

man darin sehen, dass der MPG-Präsident die Mitglieder des Fakultätsrats mit seinem 

Interventionsversuch zugunsten der amtierenden Wissenschaftsministerin „nur darin 

bestärken“ wollte, „alles zu tun, um die Wissenschaft und wissenschaftliche Prinzipien nicht 

zum Spielball politischer Interessen werden zu lassen“.16 

Obwohl es das eine oder andere noch nachzutragen gäbe, will ich damit den Abschnitt zu 

den Versuchen der Einflussnahme, die mit der Erklärung der Allianz der Wissen-

schaftsorganisationen unmittelbar vor der Entscheidungsfindung der Fakultät einen 

besonderen Höhepunkt gefunden hatten, abschließen.  Letztlich sind sie für die Kolleginnen 

und Kollegen, die den Einzelfall zu prüfen hatten, irrelevant gewesen. Die Prüfung und 

Erörterung der Befunde ist in allen Stadien des Verfahrens mit größter Sorgfalt und Umsicht, 

in äußerster Korrektheit und stets unter sorgsamer Berücksichtigung auch aller 

Gesichtspunkte erfolgt, die möglicherweise entlastend hätten wirken können. Das 

vermeintlich wundersame Auftreten von Zitierrichtlinien der 80er Jahre genau in der Zeit der 

Entscheidungsfindung, das von der in Sachen Schavan befremdlich engagierten FAZ-

Bildungsjournalistin Schmoll als letzter Beleg für den Intrigencharakter unseres Verfahrens 

verkauft worden ist, lässt sich leicht erklären. Ich habe als Dekan aufgrund eines in der 

Sitzung vom 22. Januar gegebenen Hinweises des Studiendekans bibliographisch 

recherchieren lassen und dieses öffentlich und in Bibliotheken zugängliche Dokument im 

Rahmen der Vorberatung der Fakultät zur Verfügung gestellt. Für die Entscheidungsfindung 

war diese Broschüre im übrigen nicht in dem Sinne zentral, dass sie mit überraschenden 

Erkenntnissen aufwartete. Sie lieferte nur einen weiteren Beleg für die eigentlich evidente 

Tatsache, dass man auch vor dreißig Jahren ordentlich zitieren musste. Schon vorher waren 

bei der Einschätzung der Befunde im Horizont der Entstehungszeit der Dissertation solche 

16 Anlage 11. 
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Werke mit Zitierregeln berücksichtigt worden, etwa Ewald Standops Klassiker über die 

Formen wissenschaftlichen Arbeitens. Der Verfasser dieses um 1980 bereits in zahlreichen 

Auflagen verbreitet gewesenen Standardwerks hat sich übrigens im Oktober 2012 schriftlich 

bei Prodekan Rohrbacher gemeldet, um mitzuteilen, dass die öffentlich gewordenen 

Befundstellen aus der Dissertation Schavan nach seiner Überzeugung fraglos den von ihm 

seinerzeit beschriebenen Plagiatsformen wie etwa dem Bauernopfer zuzurechnen seien. 

Die Reaktionen nach der Entscheidung der Fakultät vom 5. Februar haben uns an sich nicht 

überrascht, da die wenig freundlichen Äußerungen seit dem Oktober 2012 ja hier schon 

einiges befürchten ließen. Die zahlreichen verbalen Entgleisungen sind vielleicht dereinst für 

die historische Invektivenforschung von Interesse. Von den zu Papier gegebenen Ausfällen 

scheint mir die heftige Polemik des ehemaligen DFG-Präsidenten Ernst-Ludwig Winnacker, 

dessen Bruder Albrecht bereits im Oktober Prodekan Rohrbacher und den 

Promotionsausschuss brieflich als „Schande für die Universität“ betitelt hatte, allerdings 

besondere Hervorhebung zu verdienen. Ich empfehle die kontrastierende Lektüre seines 

Artikels und der objektiv zu konstatierenden Plagiate von Frau Schavan in der Darstellung 

des Rohrbacher-Berichts (S. 34-39), um zu ermessen, wie sehr sich ein früherer Repräsentant 

der DFG hier vergriffen hat17. Höchst merkwürdig sind auch die in diesem Kreis bereits 

bekannten Äußerungen von Kurt Biedenkopf gewesen. Auch weniger prominente Personen 

wie Heimo Reinitzer, der damalige Präsident der Hamburger Akademie, konnten mit Tiraden 

vorübergehend Aufmerksamkeit auf sich ziehen18. Selbst der Vorsitzende eines 

Lehrerverbandes, Meidinger, fand mit seinen ebenso scharfen wie haarsträubenden 

Äußerungen zu unserem Verfahren und der daraus zu ziehenden Konsequenz in der Presse 

als „führender Wissenschaftsvertreter“ Raum und Beachtung.  Intensiv blühte das Genre der 

ungefragten, aber emotional und mitunter auch in persönlich beleidigender Form 

vorgebrachten Expertise19 und zahlreich waren die Leute, die es auf jeden Fall besser 

gemacht hätten als wir, sei es dass sie wie ein erfahrener Altdekan aus A. die Untersuchung 

17 Der gegenwärtige Vorsitzende der DFG hat sich öffentlich mit der Äußerung begnügt, das Verfahren in 
Düsseldorf sei ein „in vielfältiger Hinsicht kritisiertes Verfahren“ (Deutschlandradio 8.7.2013) gewesen, ohne 
sich selbst von dieser Kritik zu distanzieren oder nach dem VG-Urteil die Dinge gerade zu rücken. Seiner Sorge 
um den weiteren Gang der Dinge hatte er unmittelbar vor Eröffnung des Entzugsverfahrens in Düsseldorf auf 
eher persönliche Weise Aus- und Nachdruck gegeben.  
18 Anlage 12. Diese Erklärung enthält zahlreiche falsche Tatsachenbehauptungen, etwa dass es keine 
Parteienanhörung gegeben habe, und hält das Handeln der Philosophischen Fakultät Düsseldorf für würdelos. 
Sie ist weiterhin auf der Homepage der wissenschaftlichen Institution  zu finden. 
19 Anlage 13 liefert ein Beispiel. Der Verfasser des Schreibens war Lehrstuhlinhaber an einer theologischen 
Fakultät.   
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gar nicht eröffnet hätten20, sei es dass sie wie HU-Präsident Olbertz stärker in die Tiefe 

gegangen wären21.  

 Bei diesen mehr oder weniger spontanen Reaktionen des Unwillens ist es aber nicht 

geblieben. Vielmehr konnte besonders nach dem nachdrücklichen Engagement so vieler 

Granden die Entscheidung der Fakultät selbstverständlich nicht akzeptiert werden. Das 

bedeutet, dass die Auseinandersetzungen mit der Fakultät auf vielen Ebenen fortgeführt 

wurden. Die eine Ebene war der Kampf vor Gericht, wo die Formulierung des sehr 

detaillierten Schriftwechsels zwar den Anwälten oblag, aber nach Inspirationsquellen in der 

öffentlichen Diskussion gesucht wurde. Andere Kampfplätze waren in der Öffentlichkeit zu 

finden. Dort fand zum einen eine Debatte über Auswüchse irrender fakultärer Verfahren 

statt, eine Debatte, die man nach den Fällen Koch-Mehrin oder Mathiopoulos noch nicht 

vernommen hatte, zum anderen eine Debatte über Wesen und Werden des Plagiats und 

über seine zeitliche Kontextualisierung. Sehr zweckmäßig für die Führung dieser von der 

Umgebung von Frau Schavan dem Wissenschaftssystem aufgezwungenen Diskussionen war 

die Ablehnung unseres Angebots, einfach die Akten zu publizieren, durch die Anwälte von 

Frau Schavan. Die dazu gegebene lapidare Begründung, dass es „nicht sinnvoll“ sei, „dies 

weiter in der Öffentlichkeit zu diskutieren“, ist im Sinne des anwaltlichen Interesses völlig 

nachvollziehbar, da sich zentrale Vorwürfe gegen die Fakultät durch eine Offenlegung der 

Unterlagen erledigt hätten. Dies gilt sowohl für die Kritik am Verfahrensweg, dessen 

Korrektheit und völlige Übereinstimmung mit dem beschworenen wissenschaftlichen Ethos 

aus den Akten durchaus hätte sichtbar werden können, als auch für die Vorwürfe, die 

Fakultät sei unfähig gewesen, Zitate und Paraphrasen zu unterscheiden, angemessen zu 

kontextualisieren und dergleichen mehr.  

Die Diskussion um Verfahrensfragen, in denen es um die Optimierung der in unserem Fall ja 

offenkundig irregeleiteten Dissertationsüberprüfung ging, hat in den Monaten nach der 

Entscheidung in der Causa Schavan eine Richtung genommen, die von den Fakultäten sehr 

wachsam beobachtet werden muss. Dem Aufruf von Winnacker folgend, es müsse jemand 

20 Anlage 14.  
21 Anlage 15. Zitiert wird nach der Version eines beim Dekan eingegangenen Kurzschmähschreibens. Auch diese 
Erklärung eines Hochschulpräsidenten, der sich zu Entscheidungen an anderen Universitäten eigentlich gar 
nicht äußern dürfte, ist weiterhin auf der Homepage der HU zu lesen. Olbertz hat nach dem Urteil erklärt, bei 
seiner Kritik an der Fakultät Düsseldorf zu bleiben, obgleich die Argumente, auf die sich diese Kritik stützt, nach 
dem VG-Verfahren als gegenstandslos gelten dürfen.   
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mal die Dinge in die Hand nehmen, erkannten einige Präsidenten, Rektoren und sonstige 

Präsidenten das Allheilmittel in stärkeren Durchgriffsrechten des Rektors (besonders bei 

politisch brisanten Fällen!), in der Dominanz des fakultätsfremden Ombudswesens oder aber 

auch in Ideen von einer Bundesplagiatsprüfzentrale. In der neuen Rahmenpromotions-

ordnung einer süddeutschen Universität – eine ähnliche Idee äußerte auch Präsident Huber 

für München -  soll für Entzugsverfahren der zweite Gutachter obligatorisch festgeschrieben 

werden, um in Zukunft hier Rettungsanker in höchster Not zu schaffen, aber auch dem im 

Januar 2013 durch den Wissenschaftsrat entdeckten Mehraugenprinzip in 

Entziehungsverfahren zu folgen. Sprechend ist die Begründung, mit der diese sachlich 

offenbar nicht näher zu vertretende Änderung einer rechtsgültigen Ordnung den Fakultäten 

nahegebracht wurde: Dadurch werde die Akzeptanz solcher Verfahren in der Öffentlichkeit 

gefördert. Nach dem Willen der Wissenschaftsfunktionäre soll es auf jeden Fall dazu 

kommen, dass in Zukunft die Entziehungsverfahren ganz anders aussehen als das 

Düsseldorfer Verfahren, das – ob offen ausgesprochen oder nicht – immer die dunkle Folie 

bildet, vor der sich der hellleuchtende Fortschritt in der Qualitätssicherung aufbaut. In einer 

auf meinen offenen Brief durch seinen Generalsekretär mitgeteilten Antwort22 suggeriert 

Herr Marquardt, das Interesse der Wissenschaftsorganisationen an der Neugestaltung der 

Entziehungsverfahren habe gar nichts mit uns zu tun und ordne sich in die Kontinuität eines 

seit längerem bestehenden Bemühens um die Sicherung der Qualität der Promotionen ein. 

In Wirklichkeit war eine Reform des Entziehungsverfahrens vor Düsseldorf meines Wissens 

nicht Gegenstand dieser Diskussionen. Die entsprechenden Ausführungen des 

Wissenschaftsrats in seiner Erklärung vom 14. November 2011 zur Sicherung der Qualität 

von Promotionen beschränkten sich in diesem Punkt lediglich auf die Feststellung, dass 

Fehlverhalten geahndet werden müsse.  Diesen Forderungen sind wir durchaus gefolgt, 

leider aber bei der falschen Person. Eine Kontinuität im Wirken der 

Wissenschaftsfunktionäre kann ich hier allenfalls in dem Punkt sehen, dass es ein 

beständiges Streben gibt, die Autonomie störrischer Fakultäten weiter einzuengen. 

Neben der mehr oder weniger offenen Kritik an einem schlichten fakultären Verfahren, 

dessen angebliche Reformbedürftigkeit unsere Entscheidung erwiesen hatte, wurde auch die 

von der Ministerin bereits in einer Stunde der Nachdenklichkeit angemahnte Reflexion über 

einen „wissensgerechten“ Kodex im Umgang mit Plagiatsvorwürfen vorangetrieben. Im 

22 Anlage 16. 
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Sinne der  Olbertzschen „Tiefe“ wurde die Entscheidung der Fakultät mit dem Argument für 

zu flach  befunden, es sei nicht das gesamte Umfeld, die lange und komplexe Geschichte des 

Unterschieds von Zitat und Paraphrase betrachtet worden. Konstatiert wurde, es bestehe 

ein ganz erheblicher Forschungsbedarf, ehe man über die Dissertation der ehemaligen 

Ministerin überhaupt etwas sagen könne.  Um diese von der Düsseldorfer Fakultät 

vernachlässigte Grundlagenforschung nachzuholen, wurde dann noch im Februar 2013 die 

Interdisziplinäre Arbeitsgemeinschaft  „Zitat und Paraphrase“ aus der Taufe gehoben, auf 

Initiative von Akteuren aus dem Cusanuswerk und der Berlin-Brandenburgischen Akademie, 

die sich bereits während oder auch nach dem Verfahren deutlich und öffentlich gegen 

Düsseldorf positioniert hatten. Der Sprecher der IAG, der Vizepräsident der Berlin-

Brandenburgischen Akademie, war im Juni 2012 bereits als Mitunterzeichner des 

Grundsatzpapiers „Unwürdiges Spektakel“ hervorgetreten. Unmittelbar nach dem Entzug 

des Doktorgrades erklärte er, die Dissertation Schavan mehrfach gelesen und auf diesem 

Wege festgestellt zu haben, dass sie  plagiatsfrei sei.  

Bedauerlicherweise  - so erläuterte der Sprecher der IAG  in einem dem Kölner Stadtanzeiger 

gegebenen Interview wenig später – würden die Ergebnisse der Grundlagenforschung zu 

spät eintreffen, um im anstehenden Verwaltungsgerichtsverfahren noch wirksam sein zu 

können. Die Ergebnisse der Forschung der IAG hätten also – so darf man die Ausführungen 

ergänzen – immerhin im Nachhinein den Unrechtscharakter der Düsseldorfer Entscheidung 

dargelegt. Allerdings gaben sich die Grundlagenforscher redlich Mühe, den eigenen 

Prämissen und den diese Prämissen bestätigenden ersten Erkenntnissen doch bereits im 

Gerichtsverfahren Geltung zu verschaffen. So wurde der Antrag auf Einrichtung der IAG von 

den Antragstellern nicht nur bei der Thyssen-Stiftung eingereicht, sondern zugleich Frau 

Schavan für ihre Zwecke zur Verfügung gestellt und über deren Rechtsanwälte dem 

Verwaltungsgericht zugeleitet, wo er der Stützung der klägerischen Argumentation dienen 

sollte. Zu den in diesem Sinne zweckdienlich erscheinenden Ausführungen im Antragstext 

gehört vielleicht auch die Feststellung, mit der die besondere Dringlichkeit solch 

wissenschaftlicher Forschung begründet wird: Die aktuelle Plagiatsdiskussion sei „erkennbar 

parteipolitisch grundiert“.  

Auch ein weiteres wissenschaftliches Ereignis unter maßgeblicher Beteiligung der IAG „Zitat 

und Paraphrase“ erwies sich als für besondere Zwecke unmittelbar nützlich: Im Juli 2013 
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richtete der Wissenschaftsrat, also eine wesentlich vom Bund und den Ländern getragene 

Institution, mit finanzieller Hilfe des Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft eine 

Veranstaltung „Wissenschaft in der Verantwortung“ aus. Was die Veranstaltung genau 

bezweckte, ist insbesondere deshalb nicht deutlich, weil die programmatischen 

Anfangsreden nicht mit veröffentlicht wurden. Eindeutig im Zentrum der Veranstaltung 

stand ein Vortrag des IAG-Vordenkers Philipp Theisohn, der erste Ergebnisse der 

Arbeitsgruppe vorstellen sollte. Tatsächlich zielte sein Vortrag aber darauf ab, unsere 

Fakultät und ihre Entscheidung zu attackieren, indem gezeigt wurde, wie Zitierweisen, die 

heute vielleicht als Plagiate gelten würden, damals – insbesondere in den 

erziehungswissenschaftlichen Dissertationen der 70er und 80er Jahre –  üblich waren. 

Theisohn, der seine Einsichten der Befassung mit zwanzig „wahllos angelesenen“ 

erziehungswissenschaftlichen Dissertationen aus jener Zeit verdanken wollte, attestierte der 

Fakultät ausdrücklich Leichtfertigkeit wegen des untauglichen Versuchs, aus einem 

erziehungswissenschaftlichen Zitierleitfaden des Jahres 1978 auf entsprechende Zitierregeln 

zu schließen. Tatsächlich erwies sich das Phänomen „Plagiat“ im Ergebnis seiner 

Ausführungen als phänomenal schlecht fassbar, da es sich letztlich nur um eine den Texten 

durch ihre Leser unterstellte Erzählung handelte.  

Die von Theisohn geäußerten Darlegungen, die insbesondere auch die Idee der Originalität 

und eigenen Autorschaft für die damalige Zeit relativierten, fanden Anklang im Auditorium, 

insbesondere beim bereits mit einschlägiger Expertise hervorgetretenen Bildungsforscher 

Heinz-Elmar Tenorth. Er brachte diesen Gedanken auf die Formel, damals hätten die 

akademischen Lehrer ihren Schülern auf den Weg gegeben: „Ihr denkt nicht, sondern es 

denkt in euch“, wodurch offenbar eine Art generelle Teilhabe an Allgemeingut festgestellt 

werden soll, die Eigentumsnachweise obsolet machte. 

Die aufregenden Ergebnisse dieser Forschungstätigkeit sind dann ebenfalls durch die 

Anwälte von Frau Schavan beim Verwaltungsgericht vorgelegt worden. Im anwaltlichen 

Begleitschreiben wurde ein Plagiatsfund aus einer erziehungswissenschaftlichen 

Veröffentlichung der Zeit um 1980, der im Vortrag von Theisohn nur anonymisiert vorgestellt 

worden war, mit Autornamen und Fundstellen benannt, was als Ergebnis eigener 

zusätzlicher Forschungsbemühungen dargelegt wurde. Die Erkenntnis, dass das Plagiat  – 

nicht zuletzt aufgrund des geringen Risikos, entdeckt zu werden - womöglich recht verbreitet 
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war, gleicht allerdings der Erkenntnis, dass auch im Fahrradsport Doping bei einem hohen 

Prozentsatz der Athleten üblich war, eine Erkenntnis, die nicht dazu geführt hat, Lance 

Armstrong oder Jan Ullrich ihre Auszeichnungen  zu belassen  

Selbstverständlich waren in den anwaltlichen Akten nicht nur die Ausführungen von 

Theisohn selbst beigelegt. Vielmehr fand sich auch ein geistes- und sprachverwandtes 

Gutachten eines mit Theisohn kooperierenden Sankt Gallener Medienwissenschaftlers, der 

von der überlegenen Position der skeptischen Relativierung des Originalitätsgedankens nicht 

nur zynische, sondern auch ehrabschneidende Formulierungen gegen S. Rohrbacher fand 

und damit das neue Genre der Gutachteninvektive kreierte23. Diese „Stellungnahme zur 

Wissenschaftlichkeit des Gutachtens von Prof. Dr. Rohrbacher“ verdient auch deshalb 

besondere Würdigung, weil sie kein Datum trägt und fälschlich vorgibt, an den 

Promotionsausschuss unserer Fakultät adressiert gewesen zu sein. 

Nicht nur angesichts des Inhalts des Vortrags von Theisohn, sondern auch aufgrund der 

vielfachen Verflechtungen mit dem als unmittelbare Reaktion auf unsere Entscheidung 

inszenierten  Forschungsprojekt „Zitat und Paraphrase“ halte ich meine von Generalsekretär 

May in schärfstem Ton zurückgewiesenen Behauptungen selbstverständlich aufrecht. Der 

Vortrag von Theisohn zielte darauf, die „formalistische Textanalyse“, wie sie in Düsseldorf 

vorgenommen wurde, als unzureichend, weil nicht hinreichend kontextualisiert, darzustellen 

und damit einen Beitrag zur historischen Relativierung von Plagiatsvorwürfen zu leisten. Von 

diesen Thesen distanziert sich Herr Marquardt keineswegs, sondern macht sie sich sogar in 

dem vom Generalsekretär formulierten Schreiben erneut zeigen. Letztlich leistet der 

Wissenschaftsrat damit nicht nur dem populären Irrtum Vorschub, vor dreißig Jahren habe 

eine andere Zitierkultur als heute geherrscht, sondern auch der Verharmlosung des 

Plagiatsproblems. Er untergräbt auf diese Weise die von ihm selbst eingeforderten 

Bemühungen um Qualitätssicherung bei Promotionen.   

Demgegenüber ist auf die eindeutige Beurteilung des Sachverhalts durch die Entscheidung 

des Gerichts hinzuweisen, die Forschungen zur Verharmlosung von „Zitierfehlern“ in den 

80er Jahren den Boden entzieht: „Die Behauptung der Klägerin, die von ihr in der 

23 Beispielhaft nur: „Der klarste Verstoss gegen das wissenschaftliche Arbeiten liegt hier im Beschluss, ein 
fachfremdes Gutachten einzuholen, in dem abstrakt und ohne Rücksicht auf die betroffene Fachkultur in 
selbstgefälliger Einstimmigkeit verurteilt wird. (…) Prof. Rohrbacher übernimmt hier die Rolle, die in jedem 
guten Kriminalroman dem sturen Kommissar zukommt, der in den betroffenen Romanen prinzipiell falsch 
liegt.“   
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Dissertation praktizierte Vorgehensweise habe der üblichen Zitierweise in den 80er Jahren 

entsprochen, ist für die Entscheidung des Rechtsstreits rechtlich unerheblich, weil eine 

solche Zitierpraxis unter Berücksichtigung der sich allein aus dem Gebot der 

wissenschaftlichen Redlichkeit ergebenden Anforderungen an den Nachweis der 

Eigenständigkeit wissenschaftlichen Arbeitens rechtswidrig gewesen wäre.“ Im Übrigen sei 

daran erinnert, dass der Klägerin vom Verwaltungsgericht nicht etwa fehlerhaftes Arbeiten, 

sondern ausdrücklich „arglistige Täuschung“ bescheinigt worden ist. 

Auch in anderen immer wieder gegen das Verfahren vorgebrachten Punkten hat das Gericht 

unsere Auffassung geteilt. Das gilt zum einen für die Tatsache, dass die Untersuchung eine 

Dissertation betraf, die dreißig Jahre zurückliegt. Wie bereits angedeutet, gab es eine Fülle 

von Expertisen, die darauf abzielten, man hätte gar nicht erst mit der Untersuchung 

beginnen dürfen, weil die Sache so lange zurücklag. Hierzu hätte ich von Amts wegen 

überhaupt kein Recht gehabt, da es keine explizite Verjährungsregel gibt, weder in der 

Promotionsordnung noch in den Bestimmungen des Verwaltungsrechts. Der Weg, die sehr 

genau dokumentierten Plagiatsvorwürfe einfach als substanzlos zurückzuweisen, war ebenso 

verschlossen. Hinzu kommt, dass die Ministerin durch einen Anruf beim Rektor selbst um die 

Untersuchung gebeten hatte. Eine Untersuchung kann schließlich auch zu einem 

entlastenden Ergebnis und zur wirksamen Ausräumung von Plagiatsvorwürfen führen.24 

Wenn aber der Weg eingeschlagen ist, nehmen die Dinge ihren Gang. Da ich einen Amtseid 

geschworen habe, die bestehenden Gesetze zu befolgen, ist sowohl für mich wie auch für 

alle Beteiligten der Weg nach Recht und Gesetz selbstverständlich vorgegeben gewesen, 

rheinische Lösungen waren dagegen ganz ausgeschlossen. Das Gericht hat nun nachdrücklich 

und im Einklang mit der bisherigen Rechtsprechung bekräftigt, dass es keine in irgendeiner 

Form existierende Verjährungsregel gibt.25  

Ein weiterer populärer Irrtum, der im Zusammenhang mit unserem Verfahren immer wieder 

zirkulierte, besteht in der Argumentation, man habe nicht ausreichend geprüft, ob nicht 

nach Abzug aller Plagiatsstellen ein promotionswürdiger Rest verbleibe. Dieser Irrtum 

24 Zweifellos in dieser Erwartung wandte sich die Ministerin noch am 17. Juli 2012 brieflich an den Prodekan, 
um zu fragen, „ob ich dem Promotionsausschuss bei dieser Prüfung in irgendeiner Weise behilflich sein kann.“ 
25 „Zutreffend ist der Fakultätsrat davon ausgegangen, dass sich weder aus der Promotionsordnung selbst noch 
aus sonstigen Regelungen eine absolute Ausschluss- bzw. Verjährungsfrist für die Ungültigerklärung von 
Promotionsleistungen ergibt. ... Für eine analoge Anwendung von sonstigen Verjährungsregeln (aus anderen 
Rechtsgebieten) besteht ebenfalls kein Raum.“ (VG Düsseldorf, 15 K 2271/13 Rdnr. 182, 184) 
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scheint beim Stifterverband, dessen Einzelstiftungen ja immerhin im Promotionswesen 

engagiert sind, sogar würdig zu sein, auf der Homepage perpetuiert zu werden. 

Demgegenüber ist festzustellen, dass in unserem Verfahren zwar selbstverständlich die 

Relation der Plagiatsstellen zur Architektur des Ganzen betrachtet wurde, dass aber eine, 

wie das im juristischen Deutsch heißt, „geltungserhaltende Reduktion“ nicht stattfinden 

konnte. Die Arbeit musste insgesamt angesehen werden, so wie sie eingereicht wurde, nicht 

abzüglich der Plagiatsstellen. Einem Physiker wie Herrn Tolan, der sich sehr deutlich zu 

unserem Fall geäußert hat, müsste eigentlich unmittelbar verständlich sein, dass eine solche 

„geltungserhaltende Reduktion“ ja auch nicht stattfinden würde, wenn in einer 

naturwissenschaftlichen Arbeit 99 % in Ordnung, zwei relevante Messzahlen aber 

manipuliert wären. Das Plagiat ist eben eine Störung des wissenschaftlichen Diskurses, für 

den eine Vertrauensbasis unerlässlich ist. Wenn ein zur Zeit in Untersuchungshaft sitzender 

Art Consultant, um ein stadtbekanntes Düsseldorfer Beispiel zu erwähnen, wirklich 

Originalrechnungen manipuliert hat, findet auch keine geltungserhaltende Reduktion in dem 

Sinne statt, dass bei ihm ja immerhin gewiss insgesamt überwiegend ordnungsgemäße 

Rechnungen zu finden seien. Das Gericht hat auch diesen Grundsatz noch einmal explizit 

bestätigt. 

Abschließend ist zu bemerken, dass ich angesichts des Ergebnisses des Verwaltungsgerichts-

verfahrens nicht uneingeschränkt der häufig geäußerten Ansicht bin, das Düsseldorfer 

Promotionsentziehungsverfahren kenne nur Verlierer. Vielmehr hat das langwierige 

Verfahren insofern seinen Nutzen, als es zur Klärung von Sachverhalten beigetragen hat. In 

und außerhalb des Verfahrens sind nämlich ständig neue Argumente gegen die Fakultät 

aufgeboten worden, wobei einige am Anfang prominente Argumente, wie etwa die 

angeblich fehlende wissenschaftliche Expertise, am Ende des Verfahrens keine Rolle 

spielten, andere dafür immer stärker gewichtet wurden.  Durch das Gerichtsverfahren sind 

auf alle diese Argumentationsvariationen, die sicher in ähnlichen Fällen erneut vorgebracht 

werden,  juristische Antworten gefunden worden, die der bisherigen Rechtsprechung 

entsprechen, das eine oder andere aber naturgemäß präziser auf den Punkt bringen. Damit 

haben auch andere Fakultäten in ähnlichen Verfahren eine Grundlage, die sicher tragfähiger 

ist als die diffusen von den Wissenschaftsorganisationen mehr postulierten als präzisierten 

vermeintlich optimierten Kriterien der Überprüfung von Fehlverhalten. Ich kann hinzufügen, 

dass auch an unserer Fakultät weitere Plagiatsverfahren anhängig sind, die entgegen der 
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Ankündigung von Herrn Marquardt selbstverständlich auf der Grundlage der gleichen, durch 

das Gericht bestätigten Prinzipien durchgeführt werden. Die um die Wahrung aller wissen-

schaftlichen Regeln, Prinzipien und Leitsätze so ängstlich besorgten Wissenschafts-

organisationen haben an unseren weiteren derzeit anhängigen Prüfverfahren allerdings bis 

jetzt nicht das geringste Interesse gezeigt, so dass dieses wertvolle Korrektiv in Zukunft wohl 

leider entfallen wird. 
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Pressemitteilung der Allianz der deutschen Forschungsorganisationen  

Bagatellisierung von Plagiaten in wissenschaftlichen Arbei-
ten beschädigt Reputation der deutschen Forschung 

Berlin, 24. Juni 2011. Wer wegen Plagiats den Doktortitel verliert, sollte auch und gerade 
als Forschungspolitiker im europäischen Raum besondere Maßstäbe an sein Amt und sein 
Handeln anlegen. „Plagiate in wissenschaftlichen Arbeiten sind alles andere als ein Kava-
liersdelikt“, sagt der Sprecher der Allianz der Wissenschaftsorganisationen, Leibniz-
Präsident Karl Ulrich Mayer. „Deshalb hält die Allianz es für nicht akzeptabel, wenn Frau 
Koch-Mehrin im Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie des Europäischen Parla-
ments Deutschland vertritt.“ 

Die Allianz der Wissenschaftsorganisationen stellt fest: Wissenschaftlicher Fortschritt und 
Innovationen, letztlich also der Wohlstand in unserem Land, beruhen maßgeblich auf den 
Prinzipien Wahrhaftigkeit, Redlichkeit und Vertrauen. Erfolgreiche Wissenschaft kann es oh-
ne den sorgfältigen Umgang mit Quellen, ohne die unmissverständliche Unterscheidung 
fremden und eigenen Wissens, ohne Dokumentation und ohne die kritische Diskussion der 
eigenen Forschungsergebnisse durch die jeweiligen Fachkolleginnen und -kollegen nicht 
geben. Die deutsche Wissenschaft und deren Qualitätssicherungssysteme sind auch im in-
ternationalen Vergleich hoch anerkannt. Diese Reputation darf nicht durch die Bagatellisie-
rung wissenschaftlichen Fehlverhaltens beschädigt werden. 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an den Hochschulen und Forschungseinrichtun-
gen in Deutschland fühlen sich diesen Prinzipien verpflichtet und handeln nach ihnen. Ver-
stöße werden streng geahndet und bedeuten zu Recht das Aus für die wissenschaftliche 
Karriere.  

Hintergrund 

Die Allianz der Wissenschaftsorganisationen ist der Zusammenschluss der bedeutendsten deutschen 
Forschungsorganisationen. Zur Allianz gehören die Alexander von Humboldt-Stiftung, der Deutsche 
Akademische Austauschdienst, die Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina, die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft, die Fraunhofer-Gesellschaft, die Helmholtz-Gemeinschaft, die Hochschul-
rektorenkonferenz, die Leibniz-Gemeinschaft, die Max-Planck-Gesellschaft und der Wissenschaftsrat.  

Ansprechpartner für die Pressemitteilung: 
Josef Zens 
Pressesprecher der Leibniz-Gemeinschaft 
Schützenstraße 6a, 10117 Berlin 
030 / 20 60 49-42 
0173 / 5 13 56 69 
zens@leibniz-gemeinschaft.de 
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Betreff: Causa Schavan 
Datum: Mon, 15 Oct 2012 22:21:28 +0200 

Von: Helmut Fend 
An: rektor@hhu.de, altegeschichte@phil-fak.uni-duesseldorf.de, rohrbacher@phil.hhu.de 

Sehr geehrter Herr Rektor, 
sehr geehrter Herr Dekan, 
sehr geehrter Herr Prof. Dr. S. Rohrbacher 

wir möchten Ihnen gerne eine Stellungnahme im  
Anschluss an das veröffentlichte Gutachten zur  
Dissertation von Frau Prof. Dr. A. Schavan  
zukommen lassen, das wir - unter Beiziehung eines 
unten erwähnten Dritten - im Anschluss an eine  
schon im Mai in der FAZ veröffentlichte  
Stellungnahme verfasst haben. Wir möchte zu einem 
angemessenen Urteil über die angesprochene  
Dissertation beitragen und sie im Kontext des  
Faches positionieren. Uns wäre im Interesse der  
Sache wichtig, dass diese Stellungnahme  
Mitgliedern der Promotionskommission bekannt ist. 
Wir verstehen sie als offenen Brief, den wir im  
Nachgang auch der Öffentlichkeit zugänglich  
machen möchten. 

Der Vollständigkeit halber liegt hier auch die 
Erststellungnahme vom Mai dieses Jahres bei. 

Hochachtungsvoll 

Prof. Dr. Dr. h.c. Dietrich Benner 
Prof. Dr. Dr. h.c. Elmar Tenorth 
Prof. Dr. Dr. h.c. Helmut Fend 
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Prof. Dr. Dr. h.c. Dietrich Benner 15-10-2012 

Prof. Dr. Dr. h.c. Elmar Tenorth 

Prof. Dr. Dr. h.c. Helmut Fend 

Causa finita? 

Die Affäre scheint an ihr Ende gekommen: nach fünf langen Monaten liegt jetzt aus 

der Universität Düsseldorf eine erste, aber gewichtige gutachterliche Stellungnah-

me vor. Auf 75 Seiten hat der Vorsitzende des Promotionsausschusses der Philoso-

phischen Fakultät die Ergebnisse seiner intensiven Prüfung der Doktorarbeit von 

Frau Schavan niedergelegt. Auf zwei Seiten diskutiert er darin abschließend und 

eher knapp die „Relevanz der erhobenen Befunde“ für die zentrale Frage, d.h. für 

den Plagiatsvorwurf, und in drei knappen Zeilen resümiert er das Ergebnis. „Eine 

leitende Täuschungsabsicht“, sei zu konstatieren, und nicht ohne Grund wird dieser 

Satz in der Öffentlichkeit wie ein vorweg genommenes Urteil der Fakultät interpre-

tiert; denn so eindeutig formulieren deutsche Professoren selten. Das erwartbare 

Urteil, ein Schuldspruch, scheint also schon formuliert und ist auch öffentlich ge-

worden. 

Ist die Beweisführung überzeugend? Wir, die Autoren dieser Zeilen, haben uns im 

Sommer im Blick auf die Plagiatsvorwürfe schon einmal geäußert, zwar Zitierfehler 

und handwerkliche Fehler gefunden, aber weder den Plagiatsvorwurf akzeptiert 

noch gar eine „leitende Täuschungsabsicht“ konstatiert. Fend als „betroffener“ ziti-

terter Autor in dieser Dissertation hat sich dieser Einschätzung angeschlossen. Hat 

uns Herr Rohrbacher eines Besseren belehrt? Eher nicht, wie wir gleich sagen wol-

len. Dabei wollen wir nicht etwa den vergeblichen Versuch unternehmen, die detail-

liert ausgebreiteten Befunde seiner textvergleichenden Arbeit zu bestreiten; denn 

„Regelwidrigkeiten“, also die von uns schon genannten „Zitierfehler“ sind ja gar 

nicht zu bestreiten.  Aber wir wollen daran erinnern, dass uns eine ausschließlich 

Textstelle für Textstelle vergleichende Technik nicht hinreichend erscheint, um Dis-

sertationen zu bewerten oder Doktorgrade zu entziehen. In der Hauptsache wollen 

41



wir aber die aus den Befunden gezogenen Schlussfolgerungen noch einmal prüfen. 

Denn überraschend ist es ja schon, dass Herr Rohrbacher aus der Frequenz und Ver-

teilung von „Regelwidrigkeiten“ Erkenntnisse gewinnt, die einen Rückschluss auf 

„Absichten“, hier sogar auf „leitende Täuschungsabsichten“ erlauben. Wie funktio-

niert das, der kühne Schluss von empirischen Verteilungen auf Motive, die der Ur-

heber des Textes bei seiner Konstruktion vermeintlich gehabt hat, die er aber – die 

Täuschungsabsicht – explizit schon mehrfach geleugnet hat? 

Gut hermeneutisch verlässt sich Herr Rohrbach bei der Klärung der konkreten Text-

gestalt und der zu konstatierenden „Regelwidrigkeiten“ nicht auf den Urheber des 

Textes, sondern auf seine eigene Methode der Analyse. Zwei Hypothesen prüft er, 

um nicht nur zu zählen, sondern die Textgestalt insgesamt zu erklären. Die erste 

geht „von Flüchtigkeit und mangelnder Sorgfalt in der Befolgung von Regeln und 

Konventionen“ aus. Aber diese Erklärung befriedigt ihn nicht, schon wegen der Fre-

quenz der Fehler. Er sucht nach dem System, das die Fehler generiert und er wird 

auch fündig. Er findet nämlich „eine gewisse Systematik“ in der Methode der Auto-

rin, deren Text er prüft. In seiner konkreten Gestalt sei er als „Ergebnis einer plagiie-

renden Vorgehensweise“ erklärbar, und er sieht darin ein „das Profil der Dissertati-

on wesentlich mit prägendes Element“. Im Verweis auf den umfangreichen Teil 2 

der Arbeit , in dem die übergroße Zahl der „Regelwidrigkeiten“ zu finden ist, sei 

deshalb auch eine „weitgehende oder auch vollständige Abhängigkeit von Leistun-

gen anderer“ zu konstatieren, so dass also – so darf man wohl diesen Hinweis kon-

kretisieren – nach Meinung des Gutachters offenbar plagiiert werden musste, weil 

der Autorin zu ihrem Thema selbst nicht eingefallen sei. 

Hier setzt unsere skeptische Rückfrage gegen die Annahmen und Schlussfolgerun-

gen des Gutachtens ein. Nicht nur, dass wir weitere Hypothesen jenseits von Flüch-

tigkeit und Täuschung vermissen, vor allem die Bemerkungen zum spezifischen An-

spruch von Teil 2 und damit zum gesamten  Charakter der Arbeit halten wir für voll-

ständig falsch. Zöge Herr Rohrbach den spezifischen Gattungscharakter der hier in 

Rede stehenden Dissertation mit in Betracht, dann würde er nicht so argumentie-

ren, auch nicht in Teil 2 das Zentrum der Arbeit und den Kern der eigenen Leistung 

von Frau Schavan sehen, sondern in der gesamten Komposition der Arbeit und 
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dann, systematisch und im Ertrag, vor allem in Teil 3. Der Teil 2 rekapituliert tat-

sächlich nur vorliegende, von anderen Autoren formulierte „Theorien über das Ge-

wissen“, noch ohne eigenen theoretischen Anspruch, zudem in so großer Zahl, das 

gar nicht erwartbar ist, dass die Autorin anders als im Vertrauen auf und in der Nut-

zung von Sekundärliteratur, die sie dann ja auch reichlich zu Rate zieht, überhaupt 

ihre Arbeit bewältigen kann. Das ist aber keine Täuschung, gar in der Absicht, eige-

ne Schwächen zu kaschieren, sondern gehört zur Typik dieser Arbeiten. Sie waren 

zu der Zeit in der Erziehungswissenschaft immer noch weit verbreitet (und auch 

anderswo in den Geisteswissenschaften), fundiert in der Annahme, dass durch ein 

‚Aufarbeiten‘, sprich: das Sammeln und Referieren der vorliegenden Diskursge-

schichte zu einem Thema dem Kern des eigenen Forschungsproblems nicht nur auf 

die Spur zu kommen sei, sondern auch noch zum Erkenntnisfortschritt beigetragen 

werden könnte. Heute wissen wir, dass das so nicht mehr ertragreich geht. Aber 

retrospektiv Kriterien zu verwenden, die dem historischen Typus von Dissertation 

nicht gerecht werden, das hat allenfalls die Systematik von falschen Zuschreibun-

gen. 

Die „Systematik“, die Herr Rohrbach sucht, liegt deshalb nicht in der „Täuschungs-

absicht“. Sie ergibt sich aus der Art und Weise, wie Dissertationen in dieser Zeit ver-

fasst wurden und zu einer spezifischen Gattung führten. Die Systematik ist also  

auch historisch angemessen zu suchen, bei der Definition von Dissertationsthemen, 

die eine Art von Argumentation erzeugen, wie man sie nicht nur bei Frau Schavan 

finden kann. Zu den Risiken solcher Arbeiten gehört dann auch, dass sie in der 

sprachlichen Präsentation von Theorien und Befunden anderer Wissenschaftler 

schon aus Umfangsgründen nicht vollständig zitieren können, sondern paraphrasie-

rend sich auf Sekundärliteratur stützen müssen und reichhaltige Literaturlisten er-

zeugen. Frau Schavans Arbeit belegt das, auch in der leichten Zugänglichkeit für die 

Kritik; denn die Referenzen, die für sie paraphrasierend, reflektierend oder analysie-

rend wichtig und von Bedeutung waren (oder von denen sie sich distanziert), die 

teilt sie ja in großer Zahl mit – der Plagiatsjäger muss nur zugreifen, kaum suchen 

(und dass hier und da ein Beleg fehlt oder gelegentlich der Zusatz „zitiert nach“, das 

sind die Zitierfehler, von denen wir schon gesprochen haben). Es erscheint seltsam, 
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eine Täuschungsabsicht zu unterstellen, wenn die Stellen, auf die sich Frau Schavan 

plagiierend bezogen haben soll, jeweils genannt werden. Freilich liegt an manchen 

Stellen eine zeit- und umfeldbedingte Fehleinschätzung zugrunde, wie nahe am Text 

Sekundärdarstellungen bekannter Positionen über das Gewissen, etwa jene von 

Freud, Durkheim, Mead, Piaget u.a. gestützt auf Sekundärliteratur paraphrasierend 

dargestellt werden dürfen. Die Beurteilung eines Textkorpus wie die Disseration von 

Frau Schavan hat jedoch nach den Regeln der Hermeneutik einzubeziehen, welches 

der Stellenwert einzelner Textabschnitte im Ganzen ist. So kommen die meisten 

bemängelten Zitate in einem Textteil vor, der schon vom Titel her keine eigenstän-

dige Leistung beansprucht. Zum anderen sind die zeithistorischen Umstände von 

Dissertationen nicht unerheblich, da sie – hier sei es noch einmal betont – den Er-

wartungshorizont bestimmen, wie junge Doktoranden Dissertationen zu verfassen 

haben.  

Die Zitierfehler und Regelwidrigkeiten kann man selbstverständlich nicht ignorieren, 

aber man kann sie nicht als starkes Indiz für „leitende Täuschungsabsicht“ deuten, 

wenn sie nur die Referenzen der wissenschaftlichen Welt zeigen, in der die Autorin 

ihre Arbeit platziert hat – offen und ehrlich, gelegentlich mit „Regelwidrigkeiten“, 

immer so, dass man erkennt, wie sie gearbeitet hat, nicht plagiierend, sondern re-

konstruktiv und paraphrasierend. Doktortitel werden aus solchen Gründen nicht 

aberkannt, Täuschungsabsicht ist auf dieser Basis nicht zu unterstellen. Aber sicher-

lich gilt auch, Dissertationen sehen heute, nach mehr als 30 Jahren, auch in der Er-

ziehungswissenschaft anders aus, sie haben auch möglicherweise andere Schwä-

chen. 

Gezeichnet 

Benner/Tenorth/Fend 
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Herrn
Professor Dr. Bnuro Bleckmann
Dekan der Philosophischen Fakultät
der Heiruich Heine Universität
Universitätsstraße I
40225 Düsseldorf

Sehr geehrter Herr Dekan,

im Fernsehen korurte ich Ihre Urteilsverktindung über Frau Schavan
miterleben. So geht man nicht mit Menschen um, für die die Universität
einmal eine Verantrvortung hatte, gleichgältig, welche Position sie heu-
te haben.

Die Qualitiit Ihrer Fakultät kann ich nicht beurteilen, wohl aber, was ihr
fehlu Menschlicher Anstand.

Dies als 90jähriger Wissenschaftler an einer deutschen Universität
konstatieren zu müssen, bedrilckt mich.

n rl-r
fr. wyI

Professor Dr. Reimar Lüst

Postanschrlft: Max-Planck-lnstitut für Meteorologie, Bundesstrasse 53, D-20146 Hamburg
Tel. (0a0) 41173 300, Fax (040) 41173 390

1r.02.2013

HEINRICH.HEINE.UNIVERSMAT NÜSSEUOONT
Dekanat der PhiicsoPhischen

Fakultai

| 2. F[0. 2013

EI NGANG

45



ALLIANZ DER WISSENSCHAFTSORGANISATIONEN: ALEXANDER VON HUMBOLDT-STIFTUNG • DEUTSCHE AKADEMIE DER NATURFORSCHER

LEOPOLDINA NATIONALE AKADEMIE DER WISSENSCHAFTEN • DEUTSCHER AKADEMISCHER AUSTAUSCHDIENST • DEUTSCHE

FORSCHUNGSGEMEINSCHAFT • FRAUNHOFER-GESELLSCHAFT • HELMHOLTZ-GEMEINSCHAFT DEUTSCHER FORSCHUNGSZENTREN • 
HOCHSCHULREKTORENKONFERENZ • LEIBNIZ-GEMEINSCHAFT • MAX-PLANCK-GESELLSCHAFT • WISSENSCHAFTSRAT

Gemeinsame Erklärung 

18.01.2013 
Allianz der Wissenschaftsorganisationen zu Grundsätzen der wissenschaftlichen 
Qualitätssicherung  

Die Philosophische Fakultät der Heinrich Heine Universität Düsseldorf (HHU Düsseldorf) führt 
derzeit ein Verfahren zur Überprüfung von Plagiatsvorwürfen durch, die gegen Frau Prof. Dr. 
Annette Schavan erhoben werden. In diesem Zusammenhang hat die Universität mit Datum 
vom 16. Januar 2013 ein Rechtsgutachten zum Verfahrensablauf veröffentlicht, demzufolge 
„[…] rechtlich relevante Verfahrensfehler nicht festzustellen“ seien.  

Die Allianz der Wissenschaftsorganisationen nimmt diese Bewertung zur Kenntnis und weist 
darauf hin, dass verfahrensrechtliche Korrektheit unverzichtbarer Verfahrensbestandteil sein 
muss. Gleichwohl ist sie nur eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung, um die 
Entscheidung über die Aberkennung eines Doktorgrades zu begründen. Letzteres setzt vielmehr 
auch in der Wissenschaft übliche Verfahrenselemente wie das Mehraugen-Prinzip, die 
Trennung von Begutachten, Bewerten und Entscheiden sowie eine angemessene 
Berücksichtigung des Entstehungskontextes voraus, dessen inhaltliche Bewertung nur auf der 
Basis einschlägiger fachwissenschaftlicher Expertise vorgenommen werden kann. 

Maßgeblich für den Umgang mit Fragen des wissenschaftlichen Fehlverhaltens sind nach 
Auffassung der Allianz unverändert die einschlägigen Richtlinien der DFG zur Sicherung guter 
wissenschaftlicher Praxis. Die Allianz fordert deshalb alle Verfahrensverantwortlichen dazu auf, 
sich an diesen bewährten Standards auch in gegenwärtig laufenden Verfahren zu orientieren. 

Die Allianz der Wissenschaftsorganisationen ist ein Zusammenschluss der bedeutendsten 
Wissenschafts- und Forschungsorganisationen in Deutschland. Sie nimmt regelmäßig zu Fragen 
der Wissenschaftspolitik, Forschungsförderung und strukturellen Weiterentwicklung des 
deutschen Wissenschaftssystems Stellung. Mitglieder der Allianz sind die Alexander von 
Humboldt-Stiftung, die Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina – Nationale 
Akademie der Wissenschaften, der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD), die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), die Fraunhofer-Gesellschaft, die Helmholtz-
Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren, die Hochschulrektorenkonferenz, die Leibniz-
Gemeinschaft, die Max-Planck-Gesellschaft und der Wissenschaftsrat. Für das Jahr 2013 hat die 
Hochschulrektorenkonferenz turnusgemäß die Federführung in der Allianz übernommen. 

Ansprechpartner: 

Susanne Schilden 
Pressesprecherin der HRK 

0228/887-152/153 
presse@hrk.de 

Kontakt: 
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Seite 1 von 1 

Sehr geehrter Herr Kollege Hippler, 

mit Ihrem an mich als Dekan der betroffenen Fakultät gerichteten Brief und 

der angefügten Erklärung, die Sie nicht als Privatperson, sondern als Präsi-

dent der Hochschulrektorenkonferenz gemeinsam mit weiter nicht nament-

lich benannten Kollegen und mit unklarem Mandat verfasst haben, geben 

Sie Ihrer Sorge Ausdruck, das aktuell an der Philosophischen Fakultät der 

Heinrich-Heine-Universität betriebene Verfahren zur Überprüfung eines 

Plagiatsfalls könnte nicht den Grundsätzen der guten wissenschaftlichen 

Praxis entsprechen. Die Philosophische Fakultät Düsseldorf folgt aber für 

das Verfahren durchaus den Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensge-

setzes und der aktuellen Promotionsordnung. Über den eingeschlagenen 

Weg habe ich dem Philosophischen Fakultätentag berichtet. Darüber hinaus 

obliegt die Kontrolle unseres Verfahrens den mit der Rechtsaufsicht betrau-

ten Stellen. Anschließend ist eine Überprüfung auf dem Rechtsweg möglich. 

Ich sehe also keine wirkliche Veranlassung und Begründung für Ihre die 

Integrität unseres Verfahrens in Zweifel ziehende Intervention und Ihre indi-

rekte Kritikäußerung. Von großem Interesse ist die in Ihrer Erklärung vorge-

nommene Unterscheidung von "Routineverfahren" versus außergewöhnli-

chem Verfahren, die Sie sicher bei Gelegenheit hinsichtlich ihrer rechtlichen 

Wirksamkeit erklären werden wollen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Univ.-Prof. Dr. Bruno Bleckmann 

Univ.-Prof. Dr. Bruno Bleckmann 

Dekan 

Sekretariat: Brigitte von Dobbeler 

Telefon  +49 (0)211 81-12936 

Telefax  +49 (0)211 81-12244 

dobbeler@phil.hhu.de 

Düsseldorf, 17.01.2013 

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf   40204 Düsseldorf 

Dekanat der Philosophischen Fakultät 

Herrn 
Prof. Dr. sc. tech. Dr. h.c. Horst Hippler 
HRK German Rectors Conference 
Ahrstrasse 39  
D-53175 Bonn  

Heinrich-Heine-Universität 

Düsseldorf 

Philosophische Fakultät 

Universitätsstraße 1 

40225 Düsseldorf 

Gebäude 23.21 

Ebene 00 Raum 63 

www.uni-duesseldorf.de 
www.phil.uni-duesseldorf.de
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em. Prof. Dr. R.Wolfrum 

Kurzgutachten  

zu dem Gutachten von Prof. Dr. K. F. Gärditz 

1. Der Gutachter ist Lehrstuhlinhaber in Bonn für Öffentliches Recht und Experte

für Verwaltungsverfahrensrecht. Er wurde mit der Prüfung des Verfahrens nach

der Vorabbekanntgabe des Sachstandsberichts von Prof. Rohrbacher vom Rektor

der Universität Düsseldorf mit der Aufgabe betraut, den „Verlauf der

Untersuchung … aus verfahrensrechtlicher Sicht zu prüfen, namentlich etwaige

Verfahrensfehler festzustellen und ggf. Vorschläge für das weitere Vorgehen im

Rahmen des Verfahrens aus rechtlicher Sicht zu unterbreiten“ (S. 2).

Verbesserungen zu dem Verfahren werden nicht vorgeschlagen.

2. Ausdrücklich nicht geprüft wird „… ob die Beanstandungen, die gegen die

Dissertation der Betroffenen erhoben wurden, inhaltlich durchgreifen, sprich: eine

Ungültigkeitserklärung der Dissertation oder eine Doktorgradentziehung

rechtfertigen“ (S. 2). Diese Trennung ist problematisch. Denn bereits hier ist

anzumerken, dass der Gutachter trotz dieser selbstauferlegten Einschränkung

davon ausgeht, dass die Erteilung des Doktorgrades rechtswidrig war. Darauf ist

zurückzukommen.

3. Der Gutachter verweist korrekt auf § 21 S. 1 Promotionsordnung. Dieser sieht die

Möglichkeit einer „Rücknahme“ oder „Entziehung“ des Doktorgrades vor.

Hierin wird ein Verweis auf § 48 VwVfG NRW gesehen. Dies greift m.E. zu 

kurz. Die Worte „Rücknahme“ und „Entziehung“ deuten darauf hin, dass auch ein 
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Widerruf möglich ist. Diese Möglichkeit wird ausgeblendet; ist aber hier 

vielleicht auch nicht von Relevanz. 

4. Das Gutachten geht von einer Rücknahme aus – d. h. es wird vorausgesetzt, dass

die seinerzeitige Verleihung des Doktorgrades rechtswidrig war (S. 3). Die

Ausführungen auf Seite 4 tragen dieses Ergebnis nicht. Der Vorwurf des Plagiats

– wenn er denn erhoben werden kann – müsste unter die Kriterien 1-3 (auf S. 4)

unter Heranziehung von §§ 9, 20 PromO subsumiert werden. 

5. Richtig ist der Verweis auf den „prüfungsrechtlichen Beurteilungsspielraum“ (S.

4/5). Entscheidend ist, dass dieser Beurteilungsspielraum nicht unbegrenzt ist,

weder verfahrensrechtlich noch materiellrechtlich. Ausführungen hierzu fehlen.

6. Dass die Einleitung des Verfahrens ermessensfehlerfrei erfolgte wird überzeugend

dargetan (S. 6-7).

7. Die Aussagen zum Zeitablauf beleuchten nur dessen verfahrensrechtliche

Relevanz. Der Zeitablauf ist aber relevant (im Rahmen der

Ermessensentscheidung über eine Entziehung) unter folgenden Gesichtspunkten:

- Kultur der Zitierung z. Zt. der Erstellung der Arbeit; 

- Berücksichtigung der technischen Arbeitsmethoden in 1980 und davor. 

Diese Punkte werden wegen der Einschränkung des Auftrags nicht angesprochen. 

8. Die entscheidende Frage ist, ob das Berichtsverfahren (ab S. 8) den

Anforderungen des VwVfG NRW und allgemeinen rechtsstaatlichen

Anforderungen genügt. Zu letzterem Punkt wird nichts gesagt, insofern greift das

Gutachten zu kurz.
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9. Es sind hinsichtlich des Aberkennungsverfahrens zwei Phasen zu unterscheiden:

die Willensbildung zur Einleitung eines Aberkennungsverfahrens (Vorprüfung)

und das Aberkennungsverfahren selbst (s. dazu S. 9/10).

10. Eine Vorprüfung durch den Promotionsausschuss ist möglicherweise vertretbar,

vorausgesetzt er ist entweder fachlich so besetzt, dass eine Vorprüfung der

Vorwürfe sachgerecht – d.h. bezogen auf die Dissertation - erfolgen kann oder er

die Möglichkeit hat, die fachliche Expertise heranzuziehen.

11. Dies wird von dem Gutachter selbst nur unter einem formalen Verweis auf das

VwVfG NRW (‚dieses verlange es nicht‘) für unnötig angesehen. Das Verfahren

in anderen Universitäten hat dies anders gesehen.

12. Ebenso wird ohne nähere Begründung geleugnet, dass eine personelle Trennung

von Vorprüfung und Prüfung zu erfolgen hat („ist rechtlich weder ge- noch

verboten“, S. 11). Rechtsstaatliche Erwägungen – vor allem mit Rücksicht auf die

Gewichtigkeit der Entscheidungen – zwingen zu einer derartigen Trennung.

13. Dies gilt auch für die fachliche Qualifikation des Berichterstatters. Die positive

Voraussetzung für die Anerkennung einer Promotion im Sinne der betreffenden

Promotionsordnung bedarf der Mitwirkung mindestens eines Gutachters aus dem

fachlichen Kernbereich der Dissertation. Der actus contrarius  (die Aberkennung)

verlangt – dies gebietet bereits die Logik – das gleiche (anders S. 12). Dies kann

nicht mit dem formalen Hinweis widerlegt werden, es stehe hier nur die

Auslegung von § 20 Promotionsordnung zur Diskussion.

14. Der entscheidende Fehler liegt darin, dass unterstellt wird, Plagiate könnten ohne

Bezug zum fachlichen Kontext festgestellt werden. Die Zitatkultur des

betreffenden Faches kann nicht unberücksichtigt bleiben. Den Aussagen auf S. 12

und 13/14 ist insoweit zu widersprechen.
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15. Der Verzicht auf einen zusätzlichen und externen Gutachter (S. 14-16) wird unter

Verweis auf die Effektivität der Verwaltung (§ 10 S. 2 VwVfG NRW) bestritten.

Dies lässt sowohl die Schwere des Eingriffs und vor allem die Tatsache

unberücksichtigt, dass der Berichterstatter fachfremd war.

16. Die möglicherweise bewusst erzeugte institutionelle Befangenheit des zur

Entscheidung berufenen Gremiums, des Fakultätsrates,  durch die

Vorveröffentlichung des Berichts wird nur formal aus der Sicht des VwVfG

NRW abgehandelt und nicht wirklich hinterfragt.

Zusammenfassung: Das Verfahren der Aberkennung weist verschiedene Defizite auf, 

die sich zwar nicht aus dem Verwaltungsverfahrensrecht aber aus allgemeinen 

rechtsstaatlichen Grundsätzen ergeben. Aus dieser Sicht kritisch zu sehen ist: 

- Die fehlende Trennung von Berichterstattung und entscheidendem Gremium;  

- die fehlende fachliche Nähe des Berichterstatters zu dem wissenschaftlichen 

Schwerpunkt der Arbeit; 

- Das fehlende Eingehen auf die Zitatkultur in dem Gebiet der 

Erziehungswissenschaften in der Zeit von 1980 und davor; 

- Die bislang fehlende Auseinandersetzung mit der Frage, inwieweit die 

vorgeworfenen Plagiate wirklich die eigene wissenschaftliche Leistung der 

Dissertation betreffen und in Frage stellen.  
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Pressemitteilung 2/2013 
AKADEMIE DER WISSENSCHAFTEN IN HAMBURG 
 
Hamburg, 13. Februar 2013 
 
 
Erklärung von Akademiepräsident Heimo Reinitzer zur Aberkennung des 
Doktortitels von Annette Schavan 
 
Die Erklärung des Präsidenten der Akademie der Wissenschaften in Hamburg, Prof. 
Dr. Heimo Reinitzer, im Wortlaut: 
 
"Heiße Doktor gar..." – Die ironisch-kritische Distanz, mit der Goethes Faust auf seine 
akademischen Würden verweist, wünscht man auch heute noch all jenen, die promoviert 
wurden, wie eben auch denen, die das Recht zu promovieren ausüben.  
 
Vor mehr als 30 Jahren beschloss die Promotion ein mehr oder weniger intensives und in 
die Länge gezogenes Studium zumal in geisteswissenschaftlichen Fächern für all jene, die 
nicht in den Schuldienst gehen und Lehrer werden wollten. 
 
Die Promotion setzte einst erfolgreich bestandene Rigorosen (keineswegs immer gestrenge 
Fachprüfungen) und eine Dissertation (ausführliche Erörterung) voraus, deren 
Verfasser(in) mit ihr die Eignung zu selbständiger wissenschaftlicher und die Wissenschaft 
fördernder Arbeit nachwies. Was dies im Einzelnen bedeutet(e), ist und war immer 
Gegenstand endloser Diskussionen. 
 
Die Dissertation galt und gilt heute noch als (wissenschaftliches) Erstlingswerk, sie ist, Gott 
sei Lob und Dank, meist auch das letzte Werk. Bei jährlich zigtausenden in Deutschland 
geschriebenen Dissertationen wäre es fatal, wenn jede von ihnen Urquell immer üppiger 
fließender Wissensergüsse wäre. Des Büchermachens war freilich immer schon kein Ende... 
 
Es gibt, zumal im geisteswissenschaftlichen Bereich, nur ganz wenige Dissertationen, die der 
wissenschaftlichen Debatte eines Faches eine neue Richtung oder einen auch nur halbwegs 
bemerkbaren neuen Inhalt gegeben haben. Wie qualitätsreich auch immer: In Deutschland 
müssen Doktorarbeiten publiziert werden, sie füllen Bibliotheksregale und sind doch wahre 
inedita. Nach fünf, spätestens nach zehn Jahren sind sie, wie fast alle wissenschaftliche 
Literatur, völlig vergessen. 
 
Die Qualität einer Dissertation hat für all jene, die sich nicht um eine wissenschaftliche 
Karriere bemühen, kaum einen Wert. In der Schule, in kulturellen oder kulturpolitischen 
Bereichen haben jene, die Personalentscheidungen treffen, weder Zeit noch Interesse, die 
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Dissertation eines Bewerbers oder einer Bewerberin wirklich und urteilsbildend zu lesen. Es 
gelten andere Kriterien, und andere Qualitäten als die einer 'guten' Dissertation haben 
Gewicht. 
 
Wenn dem so ist: Welche Motive sollte jemand heute oder vor 30 Jahren in den 
Geisteswissenschaften haben, sich mit fremden Federn zu schmücken und sich arglistiger 
Täuschung schuldig zu machen? Jemand, der Doktor heißen will, aber nicht selbständig 
denken kann und seine Unfähigkeit verbergen will – vor wem? 
 
Hier kommen die Gutachter ins Spiel. 
 
Dissertationen waren und sind bis heute keine Einzelleistungen. Man promoviert nicht, 
sondern man wird promoviert. Eine Doktorarbeit entsteht im Gespräch mit einem mehr 
oder weniger guten Betreuer. Seine erste wichtige Leistung besteht darin, ein Thema zu 
finden oder formulieren zu helfen, das die Chance eröffnet, in absehbarer Zeit mit einem 
wie auch immer konkreten Ergebnis bearbeitet zu werden. 
 
Als Betreuer einer Dissertation hätte ich alles darangesetzt, meiner Doktorandin ein Thema 
wie "Person und Gewissen. Studien zu Voraussetzungen, Notwendigkeit und Erfordernissen 
heutiger Gewissensbildung" aus dem Kopf zu schlagen. Herrn Professor Dr. Wolfgang 
Wehle ist dies nicht gelungen. Aber vielleicht hat er es auch gar nicht versucht. Ich weiß 
nicht, ob er dem Thema gewachsen war, vielleicht aber hat er seiner Doktorandin zugetraut, 
es zu bewältigen und ihm gewachsen zu sein. 
 
Die Arbeit an einer Dissertation begründet ein wechselseitiges Vertrauensverhältnis. Der 
Betreuer vertraut auf die Fähigkeit, den Leistungswillen und die kritische Lernbereitschaft 
seiner Doktorandin, diese auf das Engagement und die Qualität ihres 'Doktorvaters', sie zu 
beraten, ihr über Klippen hinwegzuhelfen und auf Fehler hinzuweisen. 
 
Eine Dissertation wurde einst maschinenschriftlich verfasst, vom Betreuer in Teilen und 
dann als Ganzes vorkorrigiert, dann verbessert offiziell eingereicht und schließlich durch 
zwei unabhängig von einander urteilende Gutachter bewertet. Mit der Unabhängigkeit ist 
das aber so eine Sache. Im Regelfall tauschen die Gutachter ihre Meinungen im Vorfeld 
durchaus aus, streben einen gewissen Konsens an und tragen unüberbrückbare Differenzen 
möglichst nicht in eine hilflose Fakultät hinein. Und das ist gut so. 
 
Im Regelfall stellen die Gutachter ihre Elaborate den Doktorandinnen zur Verfügung, die sie 
für die Erstellung der Druckfassung benützen können. Mit der Drucklegung der 
Dissertation endet die Zusammenarbeit, nicht aber die vertrauensbasierte 
Zusammengehörigkeit von Universität, Fakultät, Hochschullehrern und Absolventen. Sie ist 
nicht einseitig aufkündbar, auch nicht nach 30 Jahren. 
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Zwischen 1933 und 1945 sind in Deutschland, zwischen 1938 und 1945 auch in 
Österreich tausende 'geisteswissenschaftliche' Dissertationen entstanden, für die man sich 
heute schämen muss. Ihren Verfassern ist der Doktortitel regelhaft nicht aberkannt worden. 
Ich glaube, zu Recht. Der historische Mangel ihrer Leistungen ist nicht ungeschehen zu 
machen und einseitig aufzuheben dort, wo die Institution Universität versagt hat wie alle 
anderen Zeitgenossen auch – und kein Spätgeborener soll leichtzüngig darüber reden. 
 
Wenn es ihn denn geben sollte, so hat im sogenannten Plagiatsfall Schavan auch und 
gleichermaßen die Universität Düsseldorf versagt. Sie kann sich aus der Verantwortung 
nicht stehlen, indem sie behauptet, es hätten seinerzeit die Möglichkeiten gefehlt, die 
Täuschungen zu enttarnen. Und sie kann sich nicht ent-schuldigen mit dem Verweis auf ein 
Heftchen, in dem der Doktorvater von Frau Schavan zusammen mit einem Kollegen über 
Regeln des wissenschaftlichen Arbeitens und korrekten Zitierens handelt. Dieses Heftchen 
zeigt, dass an der noch jungen, 1965 gegründeten Universität Düsseldorf, die 1980 die 
Pädagogische Hochschule Neuss integrierte, das korrekte Zitieren noch nicht 
selbstverständlich war und man just im Handwerklichen der Nachhilfe bedurfte.  
 
Herr Wehle kannte die Regeln, ihre Missachtung fand er hier, und vielleicht auch in 
anderen, von ihm begutachteten Arbeiten so schlimm offenbar dann nicht, wenn die 
Gesamtleistung 'stimmte'. Diese Stimmigkeit ergibt sich nicht aus einer Summe von 
Einzelzitaten, sondern aus der Art und Weise, wie Gedanken, Gedanken auch anderer 
ausgewählt, angeeignet und argumentativ eingesetzt werden. Wenn Frau Schavan die 
Herkunft aller Zitate genau markiert hätte (und sie hätte es tun sollen), wäre den 
Gutachtern dann ein Licht aufgegangen, das einen Schatten auf ihre Doktorandin geworfen 
und ihre Leistung nicht ausreichend und promotionswürdig hätte erscheinen lassen? War 
bei diesem Mega-Thema von einer jungen Studentin mehr zu erwarten, als sie abgeliefert 
hat? Verfallen die, die heute 'Plagiat' erkennen und perfide Täuschungsmanöver 
unterstellen, nicht einem seelenlosen Buchstabenpositivismus, der dem Gedankengang und 
Gesamtergebnis, und letztlich einer Person und einem Menschen nicht gerecht wird? 
 
Ob die Fakultät in Düsseldorf berechtigt war, diese Promotionsleistung nach 30 Jahren und 
ohne Parteienanhörung in Zweifel zu ziehen, ist auch weiterhin zu bezweifeln. Gewiss aber 
ist mir, dass die Handlungsweise der Fakultät und ihrer Mitglieder falsch und würdelos ist. 
Sie fügt einer Person ganz persönlich ungefügen Schaden zu und beschädigt das Ansehen 
der Universität Düsseldorf und der Universitäten überhaupt. Ich hätte mir gewünscht, dass 
sich die Fakultät wie ein Mann vor Frau Schavan stellt und ruft: Mea culpa, nostra culpa, 
mea culpa. 
 
Düsseldorf ist überall. Wenn sich herumspricht, wie leicht Fakultäten einer anonymen 
Anzeige folgen, öffentlichem Druck nachgeben und der Versuchung erliegen, sich einer 
persönlichen und institutionellen Verantwortung dadurch zu entziehen, dass man eine 
Einzelperson ins purgatorio schickt, um selber tadellos zu erscheinen, dann legen sich die 
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Universitäten selbst in Ketten und lassen zu, dass Diffamierung von Personen an die Stelle 
von historischem Bewusstsein, von wissenschaftlicher wie menschlicher Verantwortung und 
politischer Auseinandersetzung tritt. 
 
Frau Professor Schavan hat wie kein anderer Mann und keine andere Frau nach 1945 
erfolgreich Wissenschaftspolitik betrieben und die Wissenschaften gefördert, in Baden-
Württemberg ebenso wie im Bund. Sie hat (deshalb) nicht nur Freunde. Ich hoffe sehr, dass 
sich jene, die sich nicht mit eigenen (gleichwohl wissenschaftlich hochachtbaren) 
Leistungen, sondern mit der Verurteilung einer bekannten Person ins Rampenlicht der 
Öffentlichkeit gestellt haben, sich eben dort nicht allzu wohl fühlen. Ob es ihnen peinlich 
ist, dass jemand, an dessen moralischer Qualität sie zweifeln, sich jetzt wie stets moralisch 
untadelig erweist? 
 
Es geht um Fairness und um Regeln. An sie hätte sich auch der Vorsitzende des 
Hochschullehrerverbandes zu halten gehabt. Es stand ihm von Amts wegen nicht zu, Frau 
Professor Schavan öffentlich und vor laufender Kamera zum Rücktritt zu raten, da sie 
gerade als Ministerin für Wissenschaft und Forschung unglaubwürdig geworden sei. 
 
Ach, und eben dieses scheinheilige Argument mit der Glaubwürdigkeit. Als ob Paulus 
unglaubwürdig ist, nur weil er einst Saulus war. Und als ob Augustinus nicht der größte 
Lehrer der Kirche ist, nur weil er Jugendsünden begangen hat. 
 
Ob Frau Professor Schavan Jugendsünden nachgesagt werden dürfen, weiß ich nicht. Und 
das ganze Gerede über sie sollte auch niemanden interessieren, da sie vielleicht doch etwas 
"gescheiter ist als alle die Laffen, Doktoren, Magister, Professoren und Affen..." (Die 
systematische und vorsätzliche Veränderung des Zitats bitte ich freundlichst nicht zu 
entschuldigen.) 
 
Frau Professor Schavan kann auf den Düsseldorfer Doktortitel leichten Herzens verzichten, 
sie sollte es aber nicht tun. Ob wir auf sie als Wissenschaftsministerin leichthin verzichten 
können, wird sich noch erweisen. 
 
Heimo Reinitzer war Professor für Ältere deutsche Literaturwissenschaft an der Universität 
Hamburg, vier Jahre lang Sprecher des Fachbereichs Sprachwissenschaften, 25 Jahre lang 
wissenschaftlicher Leiter des Deutschen Bibel-Archivs und ist der erste Präsident der 
Akademie der Wissenschaften in Hamburg. 
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Pressekontakt: 
Dr. Elke Senne 
Akademie der Wissenschaften in Hamburg  
Presse- & Öffentlichkeitsarbeit  
Tel. +49/40/42 94 86 69 – 20  
E-Mail elke.senne@awhamburg.de 
www.awhamburg.de 
 
 
Die Akademie 
 
Der Akademie der Wissenschaften in Hamburg gehören herausragende Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aller 
Disziplinen aus dem norddeutschen Raum an. Als Arbeitsakademie will sie dazu beitragen, die Zusammenarbeit zwischen 
Fächern, Hochschulen und anderen wissenschaftlichen Einrichtungen zu intensivieren. Sie fördert Forschungen zu 
gesellschaftlich bedeutenden Zukunftsfragen und wissenschaftlichen Grundlagenproblemen und macht es sich zur besonderen 
Aufgabe, den Dialog zwischen Wissenschaft und Öffentlichkeit anzuregen. Die Grundausstattung der Akademie wird 
finanziert von der Freien und Hansestadt Hamburg. Präsident der Akademie ist Prof. Dr. Heimo Reinitzer. Die Akademie der 
Wissenschaften in Hamburg ist Mitglied in der Union der deutschen Akademien der Wissenschaften. 
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-------- Original-Nachricht -------- 
Betreff: Hurra die Phil-D lebt noch 
Datum: Mon, 11 Feb 2013 11:29:33 +0100 

Von: Klaus Kienzler <klaus.kienzler@kthf.uni-augsburg.de> 
An: rohrbacher@phil.hhu.de 

Kopie (CC): bleckmann@phil.uni-duesseldorf.de 

 

Herr Kollege Rohrbacher, 
 
Hurra die Phil-D lebt noch. Sie hat gesprochen, man "hört" von ihr. Man  
hat die "CDU-Politikerin" versenkt. Falsch - es war nicht weniger ein  
Eigentor der Phil D - und der Schütze heißt Rohrbacher. Der Sprachduktus  
der Erklärung des Dekans verrät es: Die Phil ist schlicht um- oder auf  
Rohrbacher reingefallen: "systematischer" und "vorsätzlicher" Betrug. 
 
Das Eigentor besteht darin, dass nur Fakultäten ein Promotionsrecht  
haben, die auch promotionsfähig sind - und die Phil-D ist offensichtlich  
dazu nicht fähig: Denn eine Promotion ist bekanntermaßen die Sache eines  
Promovierenden, der beiden  Gutachter und aller Professoren (die die  
Pflicht haben, die Promotionen in einer gewissen Zeit einzusehen).  
Entweder war die Phil nicht fähig, die schwerwiegenden Verfehlungen  
(wenn es solche waren) zu erkennen, dann war sie nicht fähig,  
Promotionen zu vergeben. Oder die Promovendin war so durchtrieben, dass  
sie alle Professoren "vorsätzlich" hintergehen konnte, dann war die Phil  
ebenfalls nicht promotionsfähig. Wenn das kein Eigentor ist! 
 
Ich sage Ihnen aber: Die Doktorandin hat weder "vorsätzlich" noch  
"systematisch" getäuscht, sondern sie hat eine Dissertation geschrieben,  
wie viele andere zu ihrer Zeit. Hören Sie auf, auf irgendwelche  
theoretischen Lehrbücher zu  verweisen, lassen Sie sich besser einige  
Dissertationen der damaligen Zeit geben, vor allem der Pädagogischen  
Fakultät D, und Sie werden überraschende Ähnlichkeiten feststellen (die  
Tatsache, dass man im Jahr der Fertigstellung der Dissertation am  
Institut einen Kriterienkatalog herausgeben musste, spricht geradezu  
Bände von dieser bestehenden Gewohnheit). Oder fragen Sie die Gutachter,  
ob ihre anderen Arbeiten anders zitierten und sie über die Weise von Fr,  
Schavan befremdet waren. Sie aber haben alles getan, um diese Umstände  
zu verheimlichen (keine Rückfrage bei den Gutachtern, bei Frau Schavan  
etc.). Meine Meinung ist deshalb, Sie leiden an Amnesie: Damit meine ich  
den geistigen Fehlschluss, mit der Gebrauchsanweisung der 70er Jahre  
einen Porsche von 2013 fahren zu wollen. 
 
Die weitere Unterstellung, Frau Schavan hätte eigene Gedanken  
vorgetäuscht, die sie von anderen abgeschrieben habe, ist teilweise  
entweder dumm oder bösartig. Wenn Frau Schaven über Seiten hinweg zu  
ihrem Thema die Forschungslage zu den Grundbegriffen von"Person" und  
"Gewissen" referiert, was sie bei dem Thema auch tun muss, dann kann sie  
das doch wohl nur, indem sie die Gedanken der betreffenden Literatur  
wiedergibt und nicht ihre eigenen. Und wenn sie das über Seiten hinweg  
macht, weil sie einen Überblick geben will, dann muss sie nicht bei  
jedem Satz, der  sich auf diese Vorlage bezieht, wieder und wieder eine  
ausführliche Fußnote produzieren. Flüchtigkeitsfehler hat sie ja  
zugestanden. Warum sollte Frau Schavan also eine andere Dissertation  
anfertigen als die damals üblichen (vielleicht in der Voraussicht auf  
das Jagdfieber des Herrn Rohrbacher 30 Jahre danach?, s. Diplom im Anhang)? 
 
Das Skandalöseste am ganzen Verfahren ist aber der Flächenbrand, den Sie  
durch Ihr unseliges Gutchaten ausgelöst haben: in der Politik, in der  
Presse, in den Medien werden im Staccato Ihre Verleumdungen wiederholt,  
ohne dass, so mein Eindruck, jemand auch nur einen Blick auf die im  
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Internet zugänglichen inkriminierten Texte geworfen hätte. Und noch  
schlimmer, in den Blogs und Leserbriefen fühlt sich Gott und die Welt  
dazu berufen, Ihre Rufschädigungen der CDU-Politikerin nicht nur für  
bare Münze halten, sondern auch noch zu übertreffen. Ein unsäglicher  
Rufmord, wobei ein Blick in die Texte auch von nicht akademisch  
Gebildeten (wie Politikern, Journalisten etc.) Ihre Übertreibungen  
sofort erkennen müßte. Aber ich vermute, nicht einmal die Phil D hat  
sich mit den Texten und Ihren Übertreibungen kritisch befaßt, sondern  
hat sich aus Trotz um Sie zusammengerottet. Schauen Sie zu, wie Sie den  
Flächenbrand und Schaden wieder eindämmen können. 
 
Eine letzte Anfrage: Ich kann mir kaum vorstellen, dass man über Monate  
und über 70 Seiten eine solche Sisyphosarbeit machen kann, ohne von  
irgendeiner Seite beauftragt zu sein (von welcher Seite?) - es sei denn  
professorale Ehrsucht (süddeutsch "Ehrkäsigkeit") war das Motiv. 
Ceterum censeo: Einen jüdischen Religionswissenschaftler, der sich vor  
allem mit der jüdischen Erinnerungskultur beschäftigen sollte und bei  
dem diese amnetischen Störungen auftreten, halte ich für sehr 
problematisch. 
 
Im Anhang füge ich zwei lesenswerte Zeitungsartikel und ein Diplom bei. 
 
Prof. Klaus Kienzler 
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• Artikel „Der wirkliche Skandal in der Causa Schavan“ vom 09.02.2013, Welt 

http://www.welt.de/debatte/article113508570/Der-wirkliche-Skandal-in-der-Causa-
Schavan.html 
 

• Artikel „Rolle der Uni im Fall Schavan - Täuschen und Verschleiern“ vom 
07.02.2013, Süddeutsche 
http://www.sueddeutsche.de/bildung/rolle-der-uni-im-fall-schavan-taeuschen-und-
verschleiern-1.1593293 
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---- Original-Nachricht -------- 
Betreff: Prof.Dr.Schavan 
Datum: Mon, 11 Feb 2013 09:00:21 +0100 

Von: Barthel Baus 
An: bleckmann@phil-fak.uni-duesseldorf.de

Da sieht man mal, wie armselig ihr seid, Bleckmann: 
Jan-Hendrik Olbertz zum Rücktritt von Bundesministerin Prof. Dr. Annette 
Schavan 

Die Erklärung des HU-Präsidenten im Wortlaut 

Ich habe allergrößten Respekt vor Annette Schavan. Bis zuletzt, auch in den 
Worten ihrer Rücktrittserklärung, hat sie Würde und Format bewiesen. Wir 
verdanken ihr eine über Jahrzehnte hinweg entscheidungs- und 
gestaltungsfreudige Wissenschafts- und Bildungspolitik, für die sie mit 
Leidenschaft und großer Verlässlichkeit einstand. 

Persönlich bin ich der Ansicht, dass auf der gegenwärtigen 
Verfahrensgrundlage die Aberkennung des Doktortitels nicht gerechtfertigt 
ist. Annette Schavans Rücktritt ist gerade im Angesicht ihrer 
außerordentlichen Leistungen für die deutsche Wissenschaft damit nicht 
folgerichtig. Aber die Politik hat, zumal im Zeichen des nahenden 
Bundestagswahlkampfes, ihre eigene Logik, die zu akzeptieren ist. 

Die Bundespolitik verliert mit Annette Schavan eine großartige, versierte 
und sehr engagierte Wissenschaftsministerin, die in Deutschland und auf 
internationalem Podium höchste Anerkennung genießt. 

Meine Kritik an der Vorgehensweise der Universität Düsseldorf halte ich 
aufrecht. Es mangelt an der nötigen Tiefe, wenn isolierte Textmodule 
verglichen werden, ohne sie in den Gesamttext und die übergreifende 
Gedankenführung der Arbeit einzuordnen. Geisteswissenschaftliche Texte sind 
immer mehr als die Summe ihrer einzelnen Textbausteine. Außerdem fehlt eine 
kritische Selbstthematisierung der Fakultät, denn sie hat seinerzeit die 
Arbeit von Frau Schavan angenommen und für gut befunden. Wenn dies ein 
Fehler war, ist nur schwer einzusehen, dass er jetzt nach über 30 Jahren 
allein auf den Schultern der inzwischen renommierten 
Wissenschaftsministerin ausgetragen wird. So hätten mindestens zwei externe 
Gutachten eingeholt werden müssen, die fachwissenschaftlich und 
textanalytisch vorgehen und dann bewerten, ob bzw. in welchem Umfang die 
erhobenen Vorwürfe mit der eingetretenen Konsequenz berechtigt sind. Hierzu 
wären auch Textvergleiche zu anderen wissenschaftlichen Abhandlu 

ngen mit ähnlicher Thematik aus der fraglichen Zeit notwendig gewesen. 

Das Mindeste, was jetzt aus dem Geschehen für die deutsche Wissenschaft zu 
lernen ist, wäre eine kritische Auseinandersetzung mit den Formen der 
Sicherung und Überprüfung guter wissenschaftlicher Praxis. Gerade die 
Universitäten sind gefordert, entsprechende Standards zu formulieren. Wie 
sehr hier übergreifende Verfahrensregeln fehlen, zeigt schon der Umstand, 
dass die Meinungen über den Fall und das Überprüfungsverfahren - selbst 
unter Plagiatejägern - weit auseinandergehen. Anonyme Überprüfungen von 
Doktorarbeiten widersprechen schon selbst den Regeln guter 
wissenschaftlicher Praxis, denn gerade in der Wissenschaft müssen 
Kontroversen offen und transparent ausgetragen werden. 
Kontakt  
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Ihre Äußerungen in der ZEIT vom 20. März 2014 

Sehr geehrter Herr Marquardt, 

in der Zeit vom 20. März 2014 werden Sie mit Äußerungen zi-
tiert, die nahelegen, dass das an der Universität Düsseldorf 
durchgeführte Plagiatsverfahren nicht als Modell zukünftiger 
Verfahren dienen kann, insbesondere weil „ Begutachter, Be-
werter und Entscheider getrennt sein sollten“, es ein „Mehrau-
genprinzip geben sollte“ und „eine Arbeit nicht allein über eine 
formalistische Textanalyse bewertet werden kann." Jedenfalls 
ist nicht erkennbar, welches Verfahren Sie sonst meinen soll-
ten, zumal Sie im Januar 2013 für Ihre konkrete Kritik an Düs-
seldorf die gleichen Formulierungen gewählt haben und davon 
anscheinend nicht abgekommen sind. 

Diese schon damals für uns keineswegs hilfreichen und zudem 
hochschulrechtlich nicht haltbaren Äußerungen, die von dritter 
Seite jüngst dankbar aufgegriffen worden sind, ordnen sich in 
eine breitere Strömung der permanenten Demonstration nach-
träglicher Kritik und der Nichtakzeptierung unserer Entschei-
dung ein. Ich erinnere in diesem Zusammenhang an eine unter 
Ihrer Ägide abgehaltene Veranstaltung des Wissenschaftsrats 
im Sommer 2013, zu dem kein Vertreter der Düsseldorfer Phi-
losophischen Fakultät geladen war und die offenkundig zu Al-
ternativen der Bewertung früherer Dissertationsplagiate führen 
sollte. Ihre Krönung fand diese Veranstaltung in einem ver-
meintlich wissenschaftsgeschichtlichen Vortrag, der der Relati-
vierung der Bedenklichkeit von Textplagiaten aus angeblich 
historischer Perspektive diente. Gegenüber den dort anschei-
nend unwidersprochen gebliebenen erstaunlichen Thesen zur 
angeblichen Kontextualisierung erziehungswissenschaftlicher 
Dissertationen aus den späten 70er und früher 80er Jahren er-

Univ.-Prof. Dr. Bruno Bleckmann 
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laube ich mir aus dem aktuellen Urteil des Düsseldorfer Verwal-
tungsgerichts zu zitieren: „Die Behauptung der Klägerin, die von 
ihr in der Dissertation praktizierte Vorgehensweise habe der 
üblichen Zitierweise in den 80er Jahren entsprochen, ist für die 
Entscheidung des Rechtsstreits rechtlich unerheblich, weil eine 
solche Zitierpraxis unter Berücksichtigung der sich allein aus 
dem Gebot der wissenschaftlichen Redlichkeit ergebenden An-
forderungen an den Nachweis der Eigenständigkeit wissen-
schaftlichen Arbeitens rechtswidrig gewesen wäre.“  

Als Privatperson ist es Ihnen natürlich unbenommen, die Philo-
sophische Fakultät Düsseldorf zu kritisieren. Es kann aber nicht 
Ihrer Funktion als Vorsitzender des Wissenschaftsrats entspre-
chen, in Reaktion auf unser Fakultätsverfahren hartnäckig und 
wiederholt Reformbedürftigkeiten anzumelden, obgleich das 
Düsseldorfer Verfahren in Wirklichkeit völlig analog zu anderen, 
vom Wissenschaftsrat niemals kritisierten Entziehungsverfahren 
(z. B. Koch-Mehrin) abgelaufen ist. Die uneinheitliche Art und 
Weise, in der diese Verfahren durchgeführt oder bisweilen auch 
unterlassen werden, erklärt sich nicht dadurch, dass es an 
Standards fehlen würde. Sie ergibt sich vielmehr daraus,  dass 
einige Fakultäten in diesen immer unangenehmen Fällen 
rechtsfehlerhaft entscheiden und andere nicht. Diese Uneinheit-
lichkeit besteht, obgleich bei der Feststellung von Textplagiaten 
keine besonderen Subtilitäten erforderlich sind. Was die Kritik 
an der angeblichen „formalistischen Textanalyse“ – den Begriff 
zur Charakterisierung unseres Vorgehens weise ich nachdrück-
lich zurück - betrifft, wird Ihnen jedenfalls nicht gelingen darzu-
legen, wie eine Prüfung der allein relevanten Frage, ob ge-
täuscht wurde oder nicht, anders als durch einen genauen Ver-
gleich vorgenommen werden könnte, jedenfalls dann nicht, 
wenn Sie nicht das gesamte akademische Prüfungswesen in 
schweres Fahrwasser bringen und bekannte Plagiatsexkulpati-
onen salonfähig machen wollen.  

Mit freundlichen Grüßen 

Univ.-Prof. Dr. Bruno Bleckmann 
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